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1 AKTUELLE ENTWICKLUNGEN AUF EUROPÄISCHER 
EBENE 

 

1.1 Allgemeine und berufliche Bil-
dung 
 
EP-Ausschuss für Kultur, Jugend, Bil-
dung, Medien und Sport (CULT) 
RAT Bildung, Jugend und Kultur 

 

1.1.1 Europäische Kommission: Die 
Kommission verabschiedet den 
Entwurf für die Bildungs- und Bür-
gerschaftspolitik nach 2006 

 
Die Kommission  hat zwei Mit-
teilungen – "Die neue Generation von 
Programmen im Bereich allgemeine 
und berufliche Bildung" und "Die ak-
tive Bürgerschaft" – angenommen, die 
die Grundzüge der zukünftigen Pro-
gramme darlegen, die ab 2007 die 
derzeitigen Gemeinschaftsprogram-
me SOKRATES, LEONARDO DA 
VINCI, TEMPUS, JUGEND, KUL-
TUR 2000 und MEDIA PLUS erset-
zen sollen. Die neuen Programme sol-
len den Einrichtungen im Bildungs-, 
Ausbildungs- und Kulturbereich die 
Zusammenarbeit erleichtern und sie 
werden zur Verwirklichung des Lissa-
bonner Ziels beitragen, nämlich Euro-
pa bis zum Jahr 2010 zum wettbe-
werbsfähigsten und dynamischsten 
wissensbasierten Wirtschaftsraum der 
Welt zu machen.  
 
Die angenommene Mitteilung zur 
neuen Generation von Programmen 
im Bereich allgemeine und berufliche 
Bildung legt folgende Ziele fest: 
 
- Dafür sorgen, dass es ab 2007 Nach-
folgeprogramme für die derzeitigen 
Mobilitäts- und  

Kooperationsprogramme im Bildungs- 
und Berufsbildungsbereich, also 
SOKRATES und LEONARDO DA 
VINCI sowie TEMPUS für die exter-
ne Zusammenarbeit, gibt; 
- Einrichtung eines einzigen inte-
grierten Programms für Bildung und 
lebenslanges Lernen, das die Mit-
gliedstaaten, die EFTA-Staaten und 
die Kandidatenländer zusammenfasst 
und die allgemeine und berufliche 
Bildung von der Grundschule bis zur 
Erwachsenenbildung einbezieht; 
- Als Reaktion auf eine Befragung der 
Öffentlichkeit, die gezeigt hat, dass 
die derzeitigen Programme zu kom-
pliziert sind, soll dieses integrierte 
Programm flexibler und leichter zu-
gänglich sein. Es wird sich auf einen 
stark dezentralen Ansatz stützen; 80% 
der Gelder werden die Nationalagen-
turen in den Ländern verwalten. 
- Zwischen 2007 und 2013 sollen 
mindestens 10% der Schüler/innen 
(im Vergleich zu derzeit weniger als 
3%) der Union und ihrer Lehrkräfte 
am Programm COMENIUS teil-
nehmen. 
- Bis 2010 soll die Zahl der Studieren-
den, die an ERASMUS teilgenommen 
haben die 3 Millionenmarke erreichen. 
Das entspräche einer Verdreifachung 
der derzeitigen Zahl von jährlich 
120.000 Studierenden, die das Pro-
gramm in Anspruch nehmen. 
- Bis 2013 sollen pro Jahr mindestens 
150.000 Personen Zugang zum Pro-
gramm LEONARDO haben (derzeit 
sind es 45.000). 
- Bis 2013 sollen jedes Jahr mindes-
tens 50.000 Erwachsene in den Ge-
nuss eines Aus- oder Fortbildungs-
aufenthaltes im Ausland kommen. 
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- Ein neues Programm TEMPUS, ge-
nannt TEMPUS PLUS – auf die schu-
lische, universitäre und die Erwachse-
nenbildung sowie die berufliche Bil-
dung ausgeweitet – das auf der Zu-
sammenarbeit zwischen den Mitglied-
staaten, den Nachbarstaaten der Union 
und den bereits am Programm TEM-
PUS teilnehmenden Ländern beruht; 
das Ziel für die Mobilität lautet: Bis 
2013 sollen 100.000 Personen von ei-
ner Mobilitätsaktion unter TEMPUS 
PLUS profitiert haben. 
 
Die Mitteilung "Aktive Bürgerschaft" 
schlägt vor, einige der 2006 auslau-
fenden Programme zu erneuern und zu 
modernisieren. Vier Teile sollen das 
Herzstück der Aktion zugunsten der 
Unions-"Bürgerschaft" bilden. 
MEDIA : Das Programm, das MEDIA 
PLUS ersetzen wird, hat die Aufgabe, 
die audiovisuellen Aspekte der kultu-
rellen Vielfalt Europas fortzuführen 
und zu stärken, den freien Verkehr eu-
ropäischer AV-Werke in der Union zu 
intensivieren (zum Beispiel durch eine 
Steigerung von 11% auf 20% des 
Marktanteils europäischer Filme, die 
auch außerhalb des Landes ihrer Her-
stellung gezeigt werden) und die 
Wettbewerbsfähigkeit des AV-Sektors 
zu verbessern, um den Bürgerinnen 
und Bürgern den Zugang zu den euro-
päischen Kulturen zu erleichtern. 
Teilhabe an der Bürgergesellschaft: 
Das Programm zielt auf die Akteurin-
nen und Akteure der Zivilgesellschaft 
(NRO) und des sozialen Bereichs ab 
und unterstützt vor allem Partner-
schaften. 
 

1.2 Beschäftigung und Soziales 
 
EP-Ausschuss für Beschäftigung und 
soziale Angelegenheiten (EMPL) 
RAT Beschäftigung, Sozialpolitik, Ge-
sundheit und Verbraucherschutz 
 

1.2.1 Europäisches Parlament:  
48-Stunden-Woche 

 
Das Europäische Parlament hat am  
11. Februar in seinem Initiativbericht 
beschlossen, dass die individuelle 
Opt-out-Klausel in der Arbeitszeit-
richtlinie abgeschafft werden soll. Die 
Arbeitszeitrichtlinie legt fest, dass ein 
Arbeitnehmer maximal 48 Stunden 
pro Woche arbeiten darf. Die Mit-
gliedstaaten können unter besonderen 
Bedingungen, wie z.B. der Zustim-
mung des Arbeitnehmers, Ausnahmen 
(so genanntes Opt-out) von der 48-
Stunden Regel zulassen. 

 
Die Opt-out-Möglichkeit stellt laut 
Ansicht des Europäischen Parlamentes 
ein Missbrauchpotential dar. Im Ver-
einigten Königreich wurden verstärkt 
opt-outs eingeführt. In Frankreich, 
Deutschland und den Niederlanden 
gibt es diese für Arbeitnehmer im Ge-
sundheitswesen und in Luxemburg für 
das Hotel- und Gaststättengewerbe. 
Aufgrund der vom EuGH getroffenen 
Urteile, wonach der Bereitschafts-
dienst als Arbeitszeit angesehen wer-
den muss, ist die Kommission aufge-
fordert Vorschläge für eine langfristi-
ge Lösung der Frage der Definition 
und Berechnung des Bereitschafts-
dienstes vorzulegen. 

 

1.2.2 Europäisches Parlament: Freie Be-
rufe – Dienstleistungsfreiheit 

 
Das Europäische Parlament hat am 11. 
Februar den Vorschlag der Kommis-
sion für eine Richtlinie, die die grenz-
überschreitende Berufsausübung für 
alle freien Berufe neu regelt, ange-
nommen. Änderungsanträge gab es 
hinsichtlich der Dienstleister, die ei- 
nem besonderen System der berufli-
chen Haftpflicht unterliegen. Diese 
sollen dem Disziplinarrecht des auf- 
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nehmenden Staates unterliegen. Wei-
ters wurde beschlossen, dass die Be-
rufsbezeichnung des Herkunftsstaats 
in die Sprache des aufnehmenden 
Staats übersetzt und geführt werden 
muss. Das Europäische Parlament 
lehnte den Vorschlag der Kommission 
betreffend die Abgrenzung der vorü-
bergehenden Ausübung einer Tätig-
keit von der dauerhaften Niederlas-
sung ab. Danach wäre eine Tätigkeit 
vorübergehend, würde der der Dienst-
leistungsfreiheit unterliegen, wenn sie 
nicht länger als 16 Wochen dauert. 
Änderungsanträge gab es auch zum 
Nachweis der Berufsqualifikation. Die 
Berufsqualifikation soll auch durch 
eine Teilzeitausbildung entsprechen-
der Dauer (Universität, Hochschule, 
aber auch anderer Ausbildungseinrich-
tung) erfolgen können. 
 

1.2.3 Europäisches Parlament: Verein-
barkeit von Berufs- und Familien-
leben 
 
Das Europäische Parlament hat am 9. 
März einen Initiativbericht  über die 
Vereinbarkeit von Berufs-, Familien- 
und Privatleben angenommen. Die 
Kommission ist aufgefordert eine ent-
sprechende Rahmenrichtlinie vor-
zuschlagen. Die Mitgliedstaaten dür-
fen größere Haushalte und Familien 
steuerlich nicht benachteiligen. Inves-
titionen in Kinderbetreuung, flexible 
Arbeitszeiten und Telearbeit sollen zu 
einer familienfreundlicheren Arbeits-
welt beitragen.  
 

1.2.4 Europäisches Parlament: Pro-
gramm DAPHNE II 
 
Das Europäische Parlament hat am 9. 
März den gemeinsamen Standpunkt 
des Rates im Hinblick auf die Durch-
führung des Aktionsprogramms 
Daphne II (2004-2008) zur Verhütung 
und Bekämpfung von Gewalt gegen 

Kinder, Jugendliche und Frauen  so-
wie zum Schutz von Opfern ange-
nommen. Das Programm Daphne II 
wird auf  die Beitrittsländer ausge-
dehnt und über einen Finanzrahmen 
von 50 Mio. � verfügen. 
 

1.2.5 Rat "Arbeit und Soziales", Galway, 
16.01.2004: Förderung der Beschäf-
tigung in Europa 

 
Die Arbeits- und Sozialminister der 
erweiterten EU haben im Vorfeld des 
Frühjahrsgipfels auf einem infor-
mellen Treffen eine Einigung 
hinsichtlich der Notwendigkeit von 
Maßnahmen zur Prävention von 
Arbeitslosigkeit und Unterstützung 
der Integration von Arbeitslosen in 
den Arbeitsmarkt erzielt. Die Minister 
beschlossen die Entwicklung 
spezifischer politischer Maßnahmen 
(z.B. Verbesserung der Betreuung von 
Kindern und älteren Menschen, 
Möglichkeiten der Weiterbildung für 
ältere Arbeitnehmer, Bestimmungen 
zur Renten- und Sozialversicherung), 
um die Arbeitsanreize bzw. 
Erwerbstätigenquote der Frauen und 
älterer Arbeitnehmer zu verbessern. 
Weiters wurde die Verlängerung des 
Berufslebens durch Anhebung des 
Durchschnittsalters für das 
Ausscheiden aus dem Arbeitsmarkt 
beschlossen. Beabsichtigt wird, damit 
bis zum Jahr 2010 die Zielsetzungen 
der Strategie von Lissabon– 
Gesamterwerbstätigenquote von 70%, 
von 60% für Frauen und 50% für älte-
re Arbeitnehmer -  zu erreichen.   
Irlands Erfahrungen in Bezug auf In-
vestitionen in die allgemeine und be-
rufliche Bildung und deren Beitrag 
zum raschen Wirtschaftswachstum 
fanden bei den zukünftigen Mitglied-
staaten große Anerkennung. 
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1.2.6 Rat "Beschäftigung, Sozialpolitik, 
Gesundheit und Verbraucher-
schutz", Brüssel, 04.-05.03.2004: 
Beschäftigung und Sozialschutz 

 
Der Rat hat Schlüsselmitteilungen für 
den Ende März stattfindenden Europa-
rat zu Beschäftigung, Sozialschutz, 
sozialer Integration und zur Gleich-
stellung von Mann und Frau ange-
nommen. Sie beinhalten erstmals ei-
nen gemeinsamen Vorschlag der Aus-
schüsse Beschäftigung und Sozial-
schutz. Die Gleichstellung von Mann 
und Frau muss in allen Aktionsberei-
chen angestrebt werden und die tat-
sächliche Integration der Männer und 
Frauen in sämtlichen Politiken der EU 
verstärkt werden. Weiter müssen die 
Sozialschutzsysteme Anreize und 
Beihilfen bieten, die die Arbeit finan-
ziell attraktiv machen. Die Rentenver-
sicherungssysteme müssen die Ver-
längerung des Berufslebens begünsti-
gen. 
 

1.2.7 Rat "Beschäftigung, Sozialpolitik, 
Gesundheit und Verbraucher-
schutz", Brüssel, 04.-05.03.2004: 
Arbeitszeit 

 
Der Rat erzielte einen Konsens hin-
sichtlich einiger Aspekte in Bezug auf 
eine künftige Revision der Richtlinie 
über die Anpassung der Arbeitszeit. 
Die Minister für Beschäftigung und 
Soziales einigten sich auf einen "Be-
richtszeitraum" von einem Jahr. Nach 
der bisherigen Richtlinie ist die Ar-
beitszeit (höchstens 48 Stun-
den/Woche) über einen Bezugszeit-
raum von 4 Monaten zu berechnen. 
Zum Beispiel für einen Reiseleiter, 
der in den Sommermonaten arbeitet, 
ist diese Art der Berechnung nicht 
dienlich. Der Rat sprach sich für die 
Aufrechterhaltung der Opt-out-
Klausel unter bestimmten Bedingun 

 

gen aus. Weiter nahm der Rat die Än-
derung der Verordnung über die Ko-
ordinierung der Sozialversicherungs-
systeme an. Diese zielt auf die Garan-
tie der Rückzahlung von Behand-
lungskosten an Patienten in Europa 
sowie der Schaffung eines europäi-
schen Krankenversicherungsausweises 
ab. 
 

1.2.8 Rat "Beschäftigung, Sozialpolitik, 
Gesundheit und Verbraucher-
schutz", Brüssel, 04.-05.03.2004: 
Menschliche Zellen 

 
Der Rat hat die Richtlinie für Quali-
täts- und Sicherheitsnormen für die 
Gesamtheit der Operationen in Bezug 
auf menschliche Zellen und menschli-
ches Gewebe angenommen. 
 

1.3 Energie 
 
EP-Ausschuss für Industrie, Außenhan-
del, Forschung und Energie (ITRE) 
RAT Verkehr, Telekommunikation und 
Energie 

 

1.3.1 Europäisches Parlament: Sicherheit 
der AKW in den Beitrittsländern 
 
Das EP hat am 13. Jänner beschlos-
sen, dass  technische, rechtliche und 
betriebstechnische Systeme der besten 
in der Europäischen Union verfügba-
ren Praxis entsprechen müssen. Damit 
soll sichergestellt werden, dass das Si-
cherheitsniveau kerntechnischer An-
lagen in den Beitrittsländern dem 
technischen, rechtlichen und betriebs-
technischen Stand der Technik ent-
spricht. Die Mitgliedstaaten müssen 
sich um die ständige Verbesserung 
dieses Sicherheitsniveaus bemühen. 
Die Abgeordneten sprachen sich auch  
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für die Durchführung von Ad-hoc-
Überprüfungen aus. 
 

1.3.2 Rat "Energie", Brüssel, 15.12.2003: 
Kyoto 
 
Anlässlich der von den Mitgliedstaa-
ten geäußerten Besorgnis über die 
Ankündigung Russlands, das Kyoto-
Protokoll nicht zu ratifizieren, erklärte 
die EU-Kommissarin für Energie 
Loyola de Palacio, dass man sich auf 
alle Szenarien vorbereiten und über 
Alternativen zum Kyoto-Protokoll 
nachdenken sollte. 
 

1.3.3 Rat "Energie", Brüssel, 15.12.2003: 
Gasversorgung in der EU – politi-
sches Abkommen 
 
Der Rat hat ein Abkommen  bezüglich 
der Richtlinie zur Sicherstellung der 
Gasversorgung in der EU getroffen. 
Entgegen des ursprünglichen Vor-
schlags der Kommission wies der Rat 
alle Bestimmungen zur gemeinschaft-
lichen Verwaltung der Gasbestände 
der Mitgliedsstaaten zurück. Die ein-
zige Verpflichtung der Mitgliedstaaten 
besteht in der Sicherstellung der Gas-
versorgung der Haushalte. Weiter 
lehnte der Rat jene Vorrechte der Eu-
ropäischen Kommission ab, die diese 
für sich im Falle einer Versorgungs-
krise vorgesehen hatte. Die Reichwei-
te des Einschreitens im Krisenfall 
wurde genau geregelt. 

1.3.4 Rat "Verkehr, Telekommunikation 
und Energie", Brüssel, 08.-
09.03.2004: Informationsgesell-
schaft 
 
Der Rat hat Schlussfolgerungen über 
die Entwicklung der Informationsge-
sellschaft in einem erweiterten Europa 
angenommen. In Bezug auf die Halb-
zeit-Bewertung von eEurope 2005 ist 
die Kommission aufgefordert bei der 

Aktualisierung des Aktionsplans bis 
Juni besonderen Nachdruck auf die 
Lieferung von Qualitätsdiensten und 
der Verstärkung des paneuropäischen 
Charakters der Initiative zu legen. Rat 
und Kommission haben vereinbart, die 
gemeinschaftlichen Rechtsvorschrif-
ten zur "Spam"-Bekämpfung durch 
Zusatzmaßnahmen (Selbstregulierung, 
Sensibilisierung und technische Maß-
nahmen) zu stützen. Der irische Vor-
sitz ist bereit, alle Möglichkeiten der 
Zusammenarbeit mit den Vereinigten 
Staaten zu untersuchen, um die Spam-
Mails zu bekämpfen und fordert die 
EU auf, sich diesem Vorgehen anzu-
schließen. Der Rat betont die Bedeu-
tung der guten Zusammenarbeit zwi-
schen den Mitgliedstaaten und der 
Kommission im Hinblick auf die Vor-
bereitung der zweiten Phase des SMSI 
(Tunis, November 2005), insbesonde-
re zu der Frage der Internet Govenan-
ce und der Finanzierung der "digitalen 
Solidarität". 

1.4 Erweiterung 
 
EP-Ausschuss für auswärtige Angele-
genheiten, Menschenrechte, gemeinsa-
me Sicherheit und Verteidigungspolitik 
(AFET) 
RAT Allgemeine Angelegenheiten und 
Außenbeziehungen (einschließlich Eu-
ropäische Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik und Entwicklungszusam-
menarbeit) 

 

1.4.1 Europäische Kommission: Kosovo 
 
Ende 2003 beschloss die Europäische 
Kommission die Bereitstellung weite-
rer Mittel in Höhe von 16 Mio. � für 
den Kosovo. Diese Mittel werden von 
der Europäischen Agentur für Wie-
deraufbau in Pristina eingesetzt und 
dienen der gemeinschaftlichen Förde-
rung der UN-Übergangsverwaltung 
sowie der vorläufigen Selbstverwal-
tungsinstitutionen im Kosovo. Über  
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11 Mio. � kommen der wirtschaftli-
chen und sozialen Infrastruktur in den 
Kommunen, der Förderung der Rück-
führungsstrategie und der Integration 
der Volksgruppen zugute. 5 Mio. � 
werden in Umweltschutzprojekte, al-
len voran die Entwicklung eines Ab-
wassersystems, fließen. 
 

1.4.2 Europäische Kommission: Balkan 
 
Die Europäische Kommission veröf-
fentlichte Mitte Jänner 2004 ihren 
West-Balkan-Bericht, in dem die mak-
roökonomischen und strukturellen 
Entwicklungen in Albanien, Bosnien-
Herzegowina, Kroatien, Mazedonien, 
Serbien und Montenegro sowie dem 
Kosovo im vergangen Jahr untersucht 
wurden.  
 
Das Wachstum in den Ländern des 
westlichen Balkans liegt bei knapp 
über 4%, die Inflation im Schnitt unter 
5%. Insbesondere in Bosnien-
Herzegowina und Mazedonien wurde 
die Sanierung der öffentlichen Finan-
zen fortgesetzt, das durchschnittliche 
regionale Defizit beläuft sich auf 4% 
des BIP.  
 
Die direkten ausländischen Investitio-
nen sind mit ca. 3 Mrd. � zu beziffern, 
wobei Kroatien verhältnismäßig am 
meisten profitieren konnte. Der durch-
schnittliche jährliche Anteil der direk-
ten ausländischen Investitionen am 
BIP ist durchaus mit jenem der 10 bei-
tretenden Länder zu vergleichen.  
 
Alle Länder weisen ein relativ hohes 
Zahlungsbilanzdefizit auf. Lediglich 
Kroatien ist in der Lage, sein Defizit 
selbst zu decken. Kroatien liegt mit 
einer deutlich besseren Wirtschafts-
entwicklung klar vor den anderen 
Ländern. 
 
In den nächsten Jahren sind vor allem 
die Privatisierung der großen Unter-

nehmen, die Verwaltungsreform in-
klusive der Verwaltung der öffentli-
chen Finanzen, die Öffnung der Kapi-
talmärkte für KMU, die Annäherung 
an europäische Normen sowie die 
Umsetzung der bestehenden Gesetz-
gebung zu bewältigen.  
 

1.4.3 Europäische Kommission: Anteil 
am EU-Haushalt 2007-2009 
 
Die EU-Kommission hat Anfang Feb-
ruar ein Finanzpaket mit den Zuwen-
dungen aus den Agrar- und Struktur-
fondstöpfen für Bulgarien und Rumä-
nien vorgelegt. Infolge des EU-
Beitritts der beiden Länder entstehen 
voraussichtlich von 2007 bis 2009 zu-
sätzliche Verpflichtungen für den EU-
Haushalt in Höhe von 15,4 Mrd. �. 
Das Paket ist zunächst auf drei Jahre 
begrenzt, da wegen möglicher künfti-
ger Reformen oder Änderungen des 
EU-Finanzrahmens Anpassungen not-
wendig sein könnten.  
 
Im Bereich der Gemeinsamen Agrar-
politik werden die Marktordnungs-
maßnahmen sowie die im Juni 2003 
vereinbarte GAP-Reform bereits ab 
dem Beitritt der beiden Länder unein-
geschränkte Geltung haben. Wie bei 
den im Mai 2004 beitretenden Staaten 
werden die Direktzahlungen für 
Landwirte auch in Rumänien und 
Bulgarien über einen Zeitraum von 
zehn Jahren gedeckelt, beginnend mit 
25% des im Jahr des Beitritts für die 
gegenwärtigen 15 EU-Mitglieder gel-
tenden Niveaus. Bis zum Jahr 2016 
soll durch eine jährliche Steigerung 
von 5% in den ersten Jahren und 10% 
ab 2011 ein einheitliches Niveau er-
reicht werden. 
 
Gleiches gilt für die Mittel zur ländli-
chen Entwicklung sowie für struktur-
politische Maßnahmen. Auch hier soll 
der Aufnahmefähigkeit der beiden 
Länder Rechnung getragen und die  
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allmähliche Steigerung der EU-
Ausgaben über den Zeitraum der ers-
ten drei Jahre hinweg fortgesetzt wer-
den. 

1.4.4 Europäisches Parlament: Berichts-
entwurf des Europäischen Parla-
ments über die Fortschritte Bulga-
riens auf dem Weg zum Beitritt, 
12.01.2004 
 
Das Europäische Parlament hat am 12. 
Jänner einen ersten Entschließungs-
entwurf über die Fortschritte Bulga-
riens auf dem Weg zum Beitritt ange-
nommen.  
 
Ebenso wie Rumänien soll Bulgarien 
der EU im Jahr 2007 beitreten, wobei 
die Verhandlungs- und Umsetzungs-
fortschritte Bulgariens weitaus besser 
sind als jene seines Nachbarn Rumä-
nien.  
 
Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung 
der Entschließung hat die Kommissi-
on 26 der 31 Verhandlungskapitel vor-
läufig abgeschlossen, die restlichen 
Kapitel sollen noch im Jahr 2004 be-
endet werden. Laut Einschätzung der 
Kommission kann Bulgarien auf kon-
tinuierliche Fortschritte bei der Um-
setzung des gemeinschaftlichen Be-
sitzstandes verweisen. Als positiv 
wird hervorgehoben, dass die Exeku-
tive gestärkt und eine Novelle zum 
Staatsbeamtengesetz verabschiedet 
wurde, was einen wichtigen Schritt 
bedeutet, sowohl um die tatsächliche 
Umsetzung des Gemeinschaftsrechts 
zu garantieren als auch um die Ge-
meinschaftsmittel effizient zu verwal-
ten. Die Verfassungsreform beschleu-
nigt die Reform des Verwaltungs- und 
Justizsystems. 
 
Im Bereich der Landwirtschaft sind 
zwar die meisten nicht finanziellen 
Kapitel abgeschlossen, die Umstruktu-
rierung der Landwirtschaft an sich 
stellt jedoch die eigentliche Heraus-

forderung der nächsten Jahre dar. Es 
ist sicherzustellen, dass die von der 
EU zur Verfügung gestellten Mittel 
für die ländliche Entwicklung voll 
ausgeschöpft werden und dass insbe-
sondere Kleinbauern die nötige Unter-
stützung erhalten.  

 
Im Hinblick auf die wirtschaftlichen 
Fortschritte Bulgariens ist festzustel-
len, dass das Land über eine funktio-
nierende Marktwirtschaft verfügt und 
sich der private Sektor als Wachs-
tumsmotor erwiesen hat. Auch das 
BIP hatte im Jahr 2002 ein signifikan-
tes Wachstum zu verzeichnen, die In-
flation konnte ebenso wie die Arbeits-
losenrate gesenkt werden. Um diese 
positiven Ergebnisse zu konsolidieren, 
wird die Regierung aufgefordert, ihre 
Maßnahmen zur Schaffung von Ar-
beitsplätzen zu intensivieren und dafür 
zu sorgen, dass die gesamte Bevölke-
rung Vorteile aus der sich bessernden 
Wirtschaftslage ziehen kann. Der di-
rekte Zusammenhang zwischen einem 
funktionierenden Justizsystem und 
ausländischen Direktinvestitionen 
wird im Bericht des EP hervorgeho-
ben.   
 
Eines der Hauptprobleme Bulgariens 
stellt die soziale Lage unterprivilegier-
ter Bevölkerungsschichten dar. Insbe-
sondere der rechtliche Schutz von 
Heimkindern, die Integration der Ro-
ma, der Umgang mit Menschen mit 
geistiger und körperlicher Behinde-
rung sowie der Menschenhandel stel-
len grundlegende Probleme dar. 
 

1.4.5 Europäisches Parlament: Berichts-
entwurf  des Europäischen Parla-
ments über die Fortschritte Rumä-
niens auf dem Weg zum Beitritt, 
12.01.2004 
 
Der Berichtsentwurf im Europäischen 
Parlament über die Fortschritte Ru-
mäniens kam unter weitaus schwieri- 
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geren Umständen zustande als jener 
über Bulgarien. Die britische Bericht-
erstatterin Emma Nicholson prangerte 
insbesondere die sozialen Missstände 
an und drohte damit, ein Aussetzen 
der Beitrittsverhandlungen zu fordern, 
sollte Rumänien die politischen Krite-
rien von Kopenhagen nicht mit größe-
rer Vehemenz umsetzen.  
 
Bei Einhaltung des ursprünglichen 
Zeitplans wird Rumänien der EU im 
Jahr 2007 beitreten, wobei es sowohl 
bei der Übernahme als auch bei der 
Umsetzung des acquis communautaire 
deutlich hinter Bulgarien zurück 
bleibt. Anfang 2004 hat die Kommis-
sion 22 der 31 Verhandlungskapitel 
auf dem Weg zum Beitritt abgeschlos-
sen, die restlichen Kapitel sollen noch 
in diesem Jahr folgen.   
 
Das Europäische Parlament setzte sich 
kritisch mit den Fortschritten Rumä-
niens auseinander. Ein Verhandlungs-
abschluss 2004 und der Beitritt 2007 
würden unmöglich sein, wenn Rumä-
nien nicht in vollem Umfang Antikor-
ruptionsmaßnahmen umsetze.  

 
Als positiv werden die Bemühungen 
zur Stärkung der Rechtsstaatlichkeit 
durch die  Verfassungsreform sowie 
Reformen des Justizsystems hervor-
gehoben. Auch die Verbesserung der 
Lage in den Kinderheimen sowie die 
Fortschritte bei der Erreichung wirt-
schaftlicher Stabilität werden gewür-
digt. In diesem Zusammenhang wird 
jedoch auch gefordert, wirtschaftlich 
rückständige Regionen besonders zu 
fördern, denn es herrschen eklatante 
Einkommensunterschiede zwischen 
der Hauptstadt und den ärmsten Regi-
onen. 
 
Die Bemühungen zur Korruptionsbe-
kämpfung durch die Schaffung eines 
eigenen Rechtsrahmens und die Ein-
richtung einer nationalen Staatsan-
waltschaft zur Bekämpfung der Kor-

ruption werden zwar vom Europäi-
schen Parlament gewürdigt, aber als 
nicht ausreichend angesehen. 
 
Es wurde kritisiert, dass die Regierung 
nach wie vor mit Notverordnungen, 
jenseits jeglicher parlamentarischer 
Kontrolle arbeitet. Die Rechtssetzung 
ohne Einschaltung des Parlaments ist 
u.a. darauf zurück zu führen, dass der 
Parlamentarismus noch unterentwi-
ckelt ist und qualifizierte Mitarbeiter 
für die parlamentarische Referententä-
tigkeit fehlen.  

 
Die Übernahme des gemeinschaftli-
chen Besitzstandes in den Bereichen 
freier Dienstleistungsverkehr, Wett-
bewerb und Regionalpolitik ist bei 
weitem noch nicht abgeschlossen, die 
Verwaltungskapazitäten sind in allen 
Rechtsbereichen zu verstärken. Die 
Umsetzung der Rechtsvorschriften 
kann nur mit Hilfe einer funktionie-
renden Verwaltung garantiert werden, 
das EP fordert den Ministerpräsiden-
ten persönlich auf, eine politische 
Führungsrolle zu übernehmen.  
 
Auch zur Umsetzung der Regional- 
und Strukturfonds bedarf es einer ge-
eigneten Administration, die Struktur-
reformen in der Landwirtschaft müs-
sen mit größerem Ernst verfolgt wer-
den. Die Ausgrenzung der Roma stellt 
nach wie vor ein großes gesellschaftli-
ches Problem dar, auch hier ist die 
Regierung gefordert. 
 

1.4.6 Rat "Allgemeine Angelegenheiten 
und Außenbeziehungen", Brüssel, 
22.-23.03.2004: Kosovo 
 
Der Rat verurteilte die neuerlichen 
Gewalttaten im Kosovo, auch die An-
griffe auf KFOR-Truppen sowie Mi-
nuk- Personen und Standorte. Er rief 
alle politischen, insbesondere die al-
banischen Führungskräfte des Kosovo 
zur Wahrnehmung ihrer Verantwor- 
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tung auf. Die Beendigung der Gewalt 
ist Voraussetzung für eine mögliche 
EU-Perspektive des Kosovo. Der Rat 
bekräftigte erneut seine Unterstützung  
für die Arbeit der UNO und der NA-
TO und des Sondervertreters Harri 
Holkeri vor Ort bei der Rückführung 
der Vertriebenen. 
 

1.4.7 Rat "Allgemeine Angelegenheiten 
und Außenbeziehungen", Brüssel, 
22.-23.03.2004: Iran 
 
Der Rat begrüßt das Engagement des 
Iran für seine Zusammenarbeit mit der 
internationalen Gemeinschaft bei der 
Prüfung seiner nuklearen Aktivitäten. 
Die iranischen Behörden sind aufge-
fordert mit der Internationalen Atom-
energiebehörde zusammenzuarbeiten, 
damit die künftigen Inspektionen ter-
mingerecht stattfinden können. Der 
Rat ist zufrieden mit der iranischen 
Entscheidung, den Bereich der Aus-
setzung seiner Aktivitäten bei Um-
wandlung und Anreicherung auszu-
dehnen. Der Rat wird die Lage wei-
terhin eingehend prüfen. Denn wie 
vom Gouverneursrat der IAEA festge-
stellt wurde, hat der Iran kein voll-
ständiges und endgültiges Bild seines 
vergangenen und derzeitigen nuklea-
ren Programms geliefert. 

1.4.8 Rat "Allgemeine Angelegenheiten 
und Außenbeziehungen", Brüssel, 
22.-23.03.2004: Sicherheitsmaß-
nahmen für den Seeverkehr 

 
Der Rat hat vor dem Hintergrund der 
Anschläge vom 11. März in Madrid 
die Verordnung zur Verbesserung der 
Sicherheit von Schiffen und Hafenein-
richtungen auf dem Gebiet der Ge-
meinschaft angenommen. Danach 
müssen die Mitgliedstaaten ab 1. Juli 
2004 für den internationalen Seever-
kehr die von der internationalen mari-
timen Organisation (IMO) verab-
schiedeten Sicherheitsmaßnahmen 

vorschreiben. Diese Maßnahmen 
(Ausstattung der Schiffe mit einer per-
manenten Identifikationsnummer, 
Sicherheitsalarm der Schiffe) sind ab 
dem 1. Juli 2005 auch für Passagier-
schiffe der Klasse A (die größten 
Schiffe) im nationalen Seeverkehr 
vorzuschreiben. Weitere Bestimmun-
gen betreffen Sicherheitsmaßnahmen 
in den Häfen und die Einrichtung von 
Sicherheitsbehörden in den Mitglied-
staaten für die Schifffahrt zur Koordi-
nation und Überwachung der Anwen-
dung der Sicherheitsmaßnahmen der 
Verordnung.  
 

1.4.9 Rat "Allgemeine Angelegenheiten 
und Außenbeziehungen", Brüssel, 
22.-23.03.2004: Balkan/Serbien 
 
Der Rat bekräftigte in seinen Schluss-
folgerungen über den Balkan erneut 
seinen Willen zur Zusammenarbeit 
mit der neuen serbischen Regierung. 
Die demokratischen Parteien Serbiens 
sind zur Annahme eines konstruktiven 
Konzepts für den Kosovo aufgerufen. 
Die Integration Serbiens in Europa er-
fordert insbesondere die uneinge-
schränkte Zusammenarbeit mit dem 
Strafgericht für das ehemalige Jugos-
lawien, den Ausbau des Rechtsstaats 
und die Fortsetzung der Versöhnung 
mit den Nachbarländern. Im Hinblick 
auf Montenegro betonte der Rat die 
Notwendigkeit der Umsetzung der 
Verfassungscharta, um dem föderalen 
Gebilde Serbien und Montenegro ein 
tatsächliches Funktionieren zu ermög-
lichen. Bezüglich Mazedonien rief der 
Rat alle politischen Kräfte zur Fortset-
zung ihrer Bemühungen im Hinblick 
auf ein stabiles Mazedonien auf. Am 
22. März stellte Mazedonien offiziell 
den Antrag auf seinen Beitritt zur Eu-
ropäischen Union. 
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1.4.10 Rat "Allgemeine Angelegenheiten 
und Außenbeziehungen", Brüssel, 
22.-23.03.2004: Beamtenstatut 
 
Der Rat hat die Verordnung über das 
Statut der Beamten der europäischen 
Institutionen angenommen. Dieses 
tritt mit 1. Mai 2004 in Kraft. Das Al-
ter für den Eintritt in den Ruhestand 
wird von 60 auf 63 Jahre angehoben. 
Im neuen Laufbahnsystem wird es 
weniger "Dienstaltersstufen" und 
mehr beförderungsabhängige Gehalts-
abstufungen geben. Weiter ist im Sta-
tut u.a. der Anspruch auf Halbzeitbe-
schäftigung zur Betreuung eines Kin-
des von bis zu neun Jahren und die 
Ausdehnung der im Statut vorgesehen 
Leistungen auf alle gesetzlich aner-
kannten Lebenspartnerschaften festge-
legt. Für die erstmalige Beförderung 
müssen Bedienstete gute Kenntnisse 
einer zweiten Amtssprache nachwei-
sen. 

1.5 Finanzen, Wirtschafts- und 
Währungsunion 
 
(umfasst auch Steuerwesen und Zoll-
union) 
EP-Ausschüsse für Haushaltskontrolle 
(CONT) und Wirtschaft und Währung 
(ECON), Haushaltsausschuss (BUDG) 
RAT Wirtschaft und Finanzen, ein-
schließlich Haushalt (ECOFIN) 

1.5.1 Europäisches Parlament: Dienst-
leistungen von allgemeinem Interes-
se 
 

Das Europäische Parlament hat am 14. 
Jänner beschlossen, dass die europäi-
schen Bürger hochwertige Leistungen 
der Daseinsvorsorge flächendeckend 
und zu erschwinglichen Preisen oder, 
wenn erforderlich, kostenlos erhalten 
müssen. Solange Qualitätsstandards 
eingehalten sowie soziale Ausgewo-
genheit, Versorgungssicherheit und 
Kontinuität gewährleistet sind, müs-

sen die Leistungen nicht unbedingt 
von der Öffentlichen Hand erbracht 
werden. 
 

1.5.2 Europäisches Parlament: Diesel-
steuer 
 
Das Europäische Parlament bestätigte 
am 17. Dezember seine Ablehnung 
des Kommissionsvorschlages für eine 
Harmonisierung der Besteuerung von 
Dieselkraftstoff für gewerbliche Zwe-
cke.  

1.5.3 Europäisches Parlament: Haushalt 
2004 
 
Das Europäische Parlament verab-
schiedete am 18. Dezember den 
Haushalt 2004. Obwohl dieser den 
Anforderungen der Erweiterung 
Rechnung tragen soll ist nur eine Er-
höhung von 2,3 % gegenüber dem 
Haushalt 2003 vorgesehen. Der EU-
Haushalt macht kaum 0,98 % des BIP 
der EU aus, die niedrigste Zahl seit 
1990.  Die Verpflichtungsermächti-
gungen belaufen sich auf 111,3 Mrd. � 
und die Zahlungsermächtigungen  auf 
99,7 Mrd. �.  
 
Die Abgeordneten waren mit der Prio-
ritätensetzung in den Außenpolitiken 
(Bekämpfung von  Armut und Aids, 
Förderung der Menschenrechte) zu-
frieden. Priorität im Bereich der Ag-
rarhilfe hat die Bekämpfung der Maul- 
und Klauenseuche. 
 

1.5.4 Europäisches Parlament: Fusions-
kontrolle 
 
Das Europäische Parlament hat am 29. 
Jänner beschlossen ein europäisches 
Widerspruchsverfahren einzurichten 
Damit soll sichergestellt werden, dass 
auch nach der Dezentralisierung der 
Fusionskontrolle die selben Kriterien 
angewandt werden. Eine besondere  



 16

Kammer soll innerhalb des Europäi-
schen Gerichtshofs Wettbewerbssa-
chen behandeln. 
 

1.5.5 Europäisches Parlament: Finanziel-
le Vorausschau 2007-2013 
 
Am 10. Februar wurde dem Plenum 
die Erklärung der Kommission über 
die finanzielle Vorausschau vorge-
stellt. Kommissionspräsident Romano 
Prodi erläuterte die drei großen Ziele, 
eine nachhaltige Entwicklung, die eu-
ropäische Bürgerschaft und eine Stär-
kung der Rolle der EU. Die Abgeord-
neten äußerten sich kritisch insbeson-
dere in Bezug auf die von der Kom-
mission geäußerte Absicht, die Ober-
grenze von 1,15% des BIP für Haus-
haltsausgaben nicht zu überschreiten. 
Diese sei mit den Herausforderungen 
der Erweiterung, der Terrorismusbe-
kämpfung und der Lissabon-Strategie 
nicht vereinbar.  
 

1.5.6 Rat "ECOFIN", Brüssel, 
20.01.2004: Tabaksteuer 
 
Der Kommissar bestätigte, dass eine 
von Frankreich verlangte Überprüfung 
der Mindestverbrauchsteuersätze auf 
Tabakwaren derzeit nicht geplant ist. 
Es war erst im Jahr 2002 eine Eini-
gung über deren Erhöhung in den 
Mitgliedstaaten erzielt worden und die 
neuen Mitgliedstaaten müssen ihre 
Sätze bis 2010 anheben.   
 
Der französische Wirtschafts- und Fi-
nanzminister forderte zumindest die 
Überprüfung der erlaubten Einfuhr-
mengen von Zigaretten. Dies wäre ein 
Beitrag zur Bekämpfung des "Steuer-
tourismus", der den mit der Erhöhung 
der Tabaksteuer in Frankreich verfolg-
ten Zielen des öffentlichen Gesund-
heitswesen schade. Dänemark, 
Schweden und die Niederlande unter-
stützten den Antrag Frankreichs.  

1.5.7 Rat "ECOFIN", Brüssel, 
20.01.2004: Österreichisches Stabi-
litätsprogramm 
 
Die Wirtschafts- und Finanzminister 
übten Kritik am aktuellen österreichi-
schen Stabilitätsprogramm für die Pe-
riode 2003-2007 insbesondere im 
Hinblick auf das Kriterium eines aus-
geglichenen Haushaltssaldos. Der Rat 
gab hinsichtlich der angekündigten 
Steuerermäßigungen (und des damit 
erwarteten Strukturdefizits von 1% 
des BIP im Jahr 2003 und 1,4% im 
Jahr 2005) zu bedenken, dass ein sol-
cher Einnahmenrückgang von ent-
sprechenden Maßnahmen zur Ausga-
benreduzierung begleitet sein müsse. 
 

1.5.8 Rat "ECOFIN", Brüssel, 
10.02.2004: Stabilitäts- und Kon-
vergenzprogramme 
 
Der Rat stimmte grundsätzlich den 
Empfehlungen der Europäischen  
Kommission vom 28. Jänner hinsicht-
lich der aktualisierten Stabilitäts- und 
Konvergenzprogramme für sieben 
Mitgliedstaaten zu. Im Gegensatz zur 
Kommission ist der Rat der Ansicht, 
dass die aktualisierte Haushaltspla-
nung Frankreichs, die ein Defizit von 
2,9% im Jahr 2005 vorsieht, insbeson-
dere im Zusammenhang mit der ange-
kündigten Reform der Krankenversi-
cherung glaubwürdig scheint. In sei-
nen Stellungnahmen zu den Stabili-
tätsprogrammen Italiens, des Verei-
nigten Königreichs, Griechenlands, 
Luxemburgs,  Irlands und den Nieder-
landen teilte der Rat die Schlussfolge-
rungen der Kommission.  
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1.5.9 Informeller Rat "Wirtschaft und 
Finanzen", Portlaoise (Irland) 26.-
28.02.2004: Zukunft der Kohäsi-
onspolitik 
 
Die Mehrheit der Mitgliedstaaten und 
die Beitrittsländer haben dem Vor-
schlag der Kommission für die zu-
künftige Kohäsionspolitik zuge-
stimmt. Danach soll zwar den neuen 
Mitgliedsländern Priorität eingeräumt, 
dabei jedoch auch die bestehenden 
Mitgliedstaaten weiterhin unterstützt 
werden. Auch wenn Deutschland und 
Großbritannien die Konzentration der 
Beihilfen auf die ärmsten Regionen 
fordern, beabsichtigt der europäische 
Kommissar für Regionalpolitik, Mi-
chel Barnier, an seinem Vorschlag 
festzuhalten. Dieser sieht ein "Gleich-
gewicht" der Hilfen für die alten und 
die neuen Mitgliedstaaten vor. Die 
Forderung Deutschlands nach mehr 
Spielraum bei den staatlichen Beihil-
fen, um den Regionen im Osten zu 
helfen, wurde abgelehnt. Die Kom-
mission tritt gegen jede Renationali-
sierung der Kohäsions- wie auch der 
Wettbewerbspolitik ein.  
 
Frankreich unterstützt grundsätzlich 
die Ausgewogenheit des Vorschlages, 
hält ihn aber auf der Haushaltsebene 
für zu hoch. Der irische Premierminis-
ter betonte, dass der Erfolg der iri-
schen Wirtschaft sehr von der finan-
ziellen Unterstützung Europas abhängt 
und der Vorschlag der Kommission 
seinen Regionen weiterhin Beihilfen 
gewährleistet. Spanien und Portugal 
forderten mehr Unterstützung für die 
Regionen der Fünfzehn. Ungarn for-
derte, dass die Beihilfen für Gebiete 
mit dem größten Rückstand nicht da-
durch beeinträchtigt werden, dass die 
Wettbewerbsfähigkeit der reicheren 
Regionen unterstützt wird. Lettland 
wandte sich gegen den Vorschlag der 
Kommission für eine Begrenzung der 
Beihilfen auf 4% des BSP. Malta ist 
besorgt, dass es durch den statisti-

schen Effekt nach dem Beitritt seinen 
Ziel-1-Status verlieren könnte.  Ent-
gegen der Forderung von Irland, Bel-
gien, Portugal und Tschechien hält die 
Kommission an der "n+2"- Regel fest, 
wonach Gelder der Strukturfonds, die 
innerhalb von zwei Jahren nicht ver-
wendet wurden, verfallen. 
 

1.5.10 Europäisches Parlament: Strategie 
von Lissabon 
 
Das Europäische Parlament hat am 26. 
Februar seine Erklärungen betreffend 
die Notwendigkeit konkreter Maß-
nahmen zur Umsetzung der Strategie 
von Lissabon angenommen. Danach 
muss eine effektive Koordinierung der 
makroökonomischen Politiken der 
Mitgliedstaaten und die Beschleuni-
gung aller Reformen erreicht werden. 
Investitionen, Forschung und Ent-
wicklung, Unternehmergeist und die 
Schaffung von Arbeitsplätzen müssen  
gefördert werden. Die Mitgliedstaaten 
sind aufgefordert verstärkt in Human-
ressourcen, Innovation, Forschung 
und Entwicklung (F&E) zu investie-
ren. Die Ausgaben für F&E sollen bis 
2010 3 % des BSP betragen. Die 
Kommission soll nach der Erweite-
rung die beschäftigungs- und 
sozialpolitischen Maßnahmen stärken. 
Insbesondere sind die Maßnahmen zur 
Integration älterer Arbeitnehmer, Ri-
sikogruppen und Frauen in den Ar-
beitsmarkt zu verstärken. Der Rat soll 
anhand der entsprechenden Indikato-
ren bewerten, ob die EU ihrer Ver-
pflichtung der Eindämmung des Ver-
lustes an biologischer Vielfalt bis zum 
Jahr 2010 nachkommt. Weiter sind bei 
allen EU-Ausgaben Nachhaltigkeits-
prüfungen in offener und transparenter 
Weise vorzunehmen. 
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1.5.11 Europäisches Parlament: Europäi-
sche Wirtschaftspolitik 
 
Das Plenum des Europäischen Parla-
mentes hat am 26. Februar seinen Ini-
tiativbericht über die Lage der 
Europäischen Wirtschaft ange-
nommen. Danach wird eine Politik der 
wirtschaftlichen Neubelebung, die auf 
eine Aufwertung der Produktion und 
der Arbeit im Hinblick auf die 
Förderung des Wirtschaftswachstums, 
der Beschäftigung und des sozialen 
Zusammenhalts setzt, befürwortet. 
Die Mitgliedstaaten sind aufgefordert 
eine koordinierte Strategie für Struk-
turreformen in die Wege zu leiten. Der 
Arbeitsmarkt muss laut Ansicht des 
Europäischen Parlaments reformiert 
werden um ein Gleichgewicht zwi-
schen Flexibilität und Sicherheit zu 
bieten. Entscheidend für Wachstum, 
Produktivität und Wettbewerbsfähig-
keit sind laut Ansicht der Mehrheit der 
Abgeordneten Investitionen in Hu-
mankapital. Weiter wird die unverzüg-
liche Mobilisierung der Forschungs- 
und Entwicklungsinvestitionen der 
Privatwirtschaft gefordert. Es muss 
eine intensivere Partnerschaft zwi-
schen der öffentlichen Hand und der 
Privatwirtschaft vor allem den Klein- 
und Mittelunternehmen geben. Die 
EU-Haushaltsmittel insbesondere die 
Strukturfonds müssen zur Umsetzung 
der Lissabon- Strategie umfassend ge-
nutzt werden. 
 

1.5.12 Europäisches Parlament: Stabili-
täts- und Wachstumspakt 
 
Das Europäische Parlament hat am 26. 
Februar seinen Initiativbericht zur 
Mitteilung der Kommission über "öf-
fentliche Finanzen in der Wirtschafts- 
und Währungsunion 2003" angenom-
men. Danach lehnt die Mehrheit der 
Abgeordneten eine Unterstützung der 
Klage der Kommission vor dem 
EuGH gegen den Beschluss des Rates 

der Wirtschafts- und Finanzminister 
vom 25. November 2003 ab. Die 
Migliedstaaten werden aufgefordert 
gemäß ihrer im Stabilitäts- und 
Wachstumspakt eingegangenen Ver-
pflichtung einen ausgeglichenen 
Haushalt anzustreben. Auch die Bei-
trittsländer sollen ihr Defizitniveau 
erheblich unter 3% des BIP senken.  
 

1.5.13 Rat "ECOFIN", Brüssel, 
09.03.2004: Stabilitäts- und Wachs-
tumspakt 
 
Der Rat hat Stellungnahmen zu den 
Stabilitätsprogrammen von Deutsch-
land, Spanien, Portugal und Belgien 
angenommen. Die Wirtschafts- und 
Finanzminister anerkennen die Bereit-
schaft Deutschlands, wenn nötig durch 
Zusatzmaßnahmen sein Haushaltsde-
fizit im Jahre 2005 unter 3% des BIP 
zu senken. Nach Ansicht des Rates 
sind die Vorhaben Deutschlands unzu-
reichend, um die Zielsetzung des Sta-
bilitäts- und Wachstumspaktes eines 
ausgeglichenen Haushalts bis Ende 
2007 zu erreichen. Die Gesamtlast der 
öffentlichen Schulden in Deutschland 
wird bis 2007 über dem im Vertrag 
festgelegten Wert von 60% bleiben. 
Der Rat hält die im Programm Bel-
giens enthaltenen makroökonomi-
schen Prognosen, die für den Zeitraum 
2003-2007 einen ausgeglichenen bzw. 
positiven Haushalt vorsehen für realis-
tisch. Weiter anerkennt er Belgiens 
Vorhaben, die öffentlichen Schulden 
zu reduzieren.  Wenn Portugal sein 
Ziel eines  Defizits von 2,8 % des BIP 
im Jahr 2004 wie im Jahr 2003 er-
reicht, kann das im November 2002 
gegen Portugal eingeleitete Defizitver-
fahren eingestellt werden. Das Pro-
gramm von Spanien sieht einen leicht 
im Plus liegenden Haushalt für den 
Gesamtzeitraum vor. 
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1.5.14 Rat "ECOFIN", Brüssel, 
09.03.2004: Strategie von Lissabon 
 
Der Rat hat das Dokument über die 
Zielsetzungen der Wirtschaftspoliti-
ken für 2004 angenommen. Die Mit-
gliedsstaaten sind aufgefordert die 
Bedingungen zu verbessern, um den 
Wettbewerb zu verstärken. Weiter ef-
fiziente Systeme der allgemeinen und 
beruflichen Bildung zu garantieren, 
damit Unternehmen in Forschung und 
Entwicklung investieren. Besondere 
Anstrengungen sind in Bezug auf die 
Verbesserung der Verbindungen zwi-
schen den öffentlichen Forschungsein-
richtungen und der Industrie zu unter-
nehmen. Jeder Mitgliedstaat muss sich 
verpflichten, Maßnahmen zur Ver-
stärkung der Flexibilität der Arbeits-
märkte zu ergreifen. Der Rat emp-
fiehlt den Mitgliedstaaten ihre Ver-
pflichtungen im Bereich der Haushalt-
sanierung einzuhalten. Die Mitglied-
staaten müssen auf die finanziellen 
Folgen der Überalterung der Bevölke-
rung verstärkt mit Reformen in den 
Bereichen der Beschäftigung, der Ge-
sundheit und der Renten reagieren. 
Das effektive Eintrittsalter in den Ru-
hestand muss von den Mitgliedstaaten 
progressiv erhöht  werden. 
 

1.5.15 Europäisches Parlament: Mehr-
wertsteuer für Postdienste 
 
Das Europäische Parlament hat am  
11. März den Kommissionsvorschlag 
für eine Richtlinie zur Änderung der 
Richtlinie 77/388/EWG in Bezug auf 
die mehrwertsteuerliche Behandlung 
von Dienstleistungen im Postsektor 
angenommen. Dieser hat die Aufhe-
bung der Mehrwertsteuerbefreiung für 
Postdienstleistungen zum Ziel. Alle 
Sendungen mit einem Gewicht von 
mehr als zwei Kilogramm sollen mit 
einer Mehrwertsteuer zum Normalsatz 
belegt werden. Die Änderungsanträge 
des Europäischen Parlaments hinge-

gen sehen die Anhebung der 2-kg-
Grenze auf 10 kg vor.   
 

1.5.16 Europäischer Rat, Brüssel, 25.-
26.03.2004: Lissabon-Strategie 

 
Seit Lissabon  im März 2000 wurden 
beträchtliche Fortschritte erzielt. Die 
Reformen müssen allerdings erheblich 
beschleunigt werden, wenn die Ziele 
für 2010 noch erreicht werden sollen. 
Der Europäische Rat stellte fest, dass 
die bereits eingegangenen Verpflich-
tungen besser umgesetzt werden müs-
sen. Voraussetzung für die Steigerung 
des Wachstums und der Beschäfti-
gung ist das Erreichen einer gesunden 
Haushaltslage und Preisstabilität. Die 
Mitgliedstaaten müssen  ihren einge-
gangenen Verpflichtungen zur Haus-
haltskonsolidierung nachkommen. 
Weiter sind sie aufgefordert der Be-
völkerungsalterung verstärkt durch 
Verringerung der Schulden der öffent-
lichen Hand und Reformen in den Be-
reichen Beschäftigung, Gesundheit 
und Alterssicherung zu begegnen.  Für 
die Verbesserung der Wettbewerbsfä-
higkeit Europas müssen weitere An-
strengungen zur Vollendung des Bin-
nenmarktes, einer besseren Rechtset-
zung  und zur Förderung von öffentli-
chen und privaten Investitionen in 
Forschung und Entwicklung unter-
nommen werden.  Die Förderung der 
Zusammenarbeit zwischen Wirtschaft 
und Forschung sowie Investitionen in 
Humanressourcen müssen Vorrang 
haben. Der soziale Zusammenhalt 
stellt ein zentrales Anliegen der Lissa-
bonner Strategie dar. Deshalb spielen 
die Modernisierung der Sozialschutz-
systeme sowie Maßnahmen zur 
Gleichstellung der Geschlechter eine 
wesentliche Rolle. Die dringendste 
Aufgabe stellt die Schaffung von mehr 
und besseren Arbeitsplätzen dar. Die 
Mitgliedstaaten wollen insbesondere 
Maßnahmen zur Förderung der Apas-
sungsfähigkeit, der Attraktivität des  
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Arbeitsmarktes und zur Erhöhung der 
Qualität der Beschäftigung ergreifen. 
Die Förderung der Freizügigkeit der 
Arbeitskräfte ist von zentraler Bedeu-
tung. Im Juni 2004 wird die Europäi-
sche Krankenversicherungskarte  ein-
geführt. Die Mitgliedstaaten sind auf-
gerufen Reformpartnerschaften ins 
Leben zu rufen, an denen die Sozial-
partner, die Zivilgesellschaft und die 
Behörden beteiligt werden. Diese soll-
ten ergänzende Strategien ausarbeiten 
mit denen die Lissabonner Ziele er-
reicht werden können. Der Europäi-
sche Rat hat beschlossen, dass die 
Halbzeitüberprüfung des Stands der 
Umsetzung der Lissabonner Strategie 
von einer hochrangigen Gruppe unter 
dem Vorsitz von Wim Kok vorge-
nommen werden soll. Diese sollte ihre 
Empfehlungen bis 1. November der 
Kommission vorlegen, die dem Früh-
lingsgipfel  2005 Bericht erstattet. 

 

1.6 Forschung, technologische 
Entwicklung & Innovation 
 
EP-Ausschuss für Industrie, Außenhan-
del, Forschung und Energie (ITRE) 
RAT Wettbewerbsfähigkeit (Binnen-
markt, Industrie und Forschung) 

 

1.6.1 Rat "Wettbewerbsfähigkeit", Brüs-
sel, 11.03.2004: Wettbewerbsfähig-
keit 

 
Der Rat betont die Notwendigkeit der 
Entwicklung eines integrierten Kon-
zeptes der Wettbewerbsfähigkeit. 
Kommission und Mitgliedstaaten sind 
aufgefordert, ihre politischen und ad-
ministrativen Strukturen auf ihre Effi-
zienz zur Unterstützung der Wettbe-
werbsfähigkeit hin zu überprüfen. 
Weiter soll die Möglichkeit der Er-
nennung eines mit der Wettbewerbs-
fähigkeit und den wirtschaftlichen Re-
formen beauftragten Vizepräsidenten 
der Kommission untersucht werden. 

Der Rat hat Schlussfolgerungen über 
die Wettbewerbsfähigkeit der unte-
nehmensbezogenen Dienste ange-
nommen. Rahmenbedingungen sind 
festzulegen, um die Integration der 
Märkte zu verstärken, das lebenslange 
Lernen und ein besseres Verständnis 
der Verbindungen, die zwischen den 
unternehmensbezogenen Diensten und 
dem verarbeitenden Gewerbe sowie 
dem öffentlichen Sektor bestehen, zu 
fördern. Der Rat unterstützt den Akti-
onsplan der Kommission zur Förde-
rung des unternehmerischen Muts. Die 
Einstellung zum Unternehmertum 
muss mittels der allgemeinen und be-
ruflichen Bildung verändert werden. 
Der Zugang zu den Finanzmitteln so-
wie der gesetzliche und administrative 
Rahmen muss für die Klein- und Mit-
telunternehmen verbessert werden. 
Der Rat hat Schlussfolgerungen über 
die Grundlagenforschung in der EU  
angenommen. 
 

 

1.6.2 Europäisches Parlament: EG/Israel 
 

Das Europäische Parlament hat am  
11. März den Vorschlag für einen Be-
schluss des Rates über den Abschluss 
des Abkommens über wissenschaft-
lich-technische Zusammenarbeit zwi-
schen der Europäischen Gemeinschaft 
und dem Staat Israel angenommen. Is-
rael besitzt eine sehr innovative For-
schungslandschaft und gibt relativ zu 
seinem BIP immer noch mehr Geld 
für Forschung aus als die EU. 

 

1.7 Freiheit, Sicherheit und Recht 
 
EP-Ausschuss für die Freiheiten und 
Rechte der Bürger, Justiz und innere 
Angelegenheiten (LIBE) 
RAT Justiz und Inneres 
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1.7.1 Europäisches Parlament: Bewer-
tung und Kontrolle neuer Drogen 
 
Das Europäische Parlament stimmte 
am 13. Jänner jenem Vorschlag der 
Kommission zu, der die Entscheidung 
des Rates betreffend den Informati-
onsaustausch, die Risikobewertung 
und die Kontrolle bei neuen Suchtstof-
fen und neuen synthetischen Drogen 
zum Inhalt hat. Künftig fallen alle 
neuen synthetischen Drogen und neu-
en Suchtstoffe, einschließlich derjeni-
gen, die als Arzneimittel definiert 
werden können, in den Anwendungs-
bereich der Ratsentscheidung. 
 
Die gemeinsame Maßnahme soll in 
Zukunft nicht nur als Schnellreakti-
onsmechanismus funktionieren, son-
dern auch der langfristigen Überwa-
chung einer synthetischen Substanz 
im Wege eines fortlaufenden Informa-
tionsaustausches zwischen den Mit-
gliedstaaten und Europol dienen. 
 

1.7.2 Rat "Justiz und Inneres", Dublin, 
22.01.2004: Asyl 
 
Der Rat hat Leitlinien für die Ausar-
beitung einer Liste "sicherer Drittlän-
der" beschlossen, in die Asylan-
tragsteller zurückgeschickt werden 
können. Nach Ansicht der Minister 
müssen zwei Bedingungen erfüllt sein, 
damit ein Drittland als sicher ein-
gestuft werden kann: Die Antragstel-
ler müssen Verbindungen (z.B. Fami-
lie, Visum, Sprache) zu dem Drittland 
haben und  dieses Land muss ein Be-
rufungsverfahren garantieren. Eine 
Minimalanforderung, die ein Drittland 
erfüllen muss, ist, dass es die Genfer 
Flüchtlingskonvention oder die Euro-
päische Menschenrechtskonvention 
unterzeichnet hat. Die Mehrheit der 
Delegationen forderte, dass die Liste 
fakultativ angewendet wird, die euro-
päischen Kriterien Minimalnormen 

sind und auf nationaler Ebene ver-
stärkt werden könnten. 
 

1.7.3 Rat "Justiz und Inneres", Brüssel, 
19.02.2004: Bekämpfung von Ter-
rorismus 
 
Der Rat hat ein Handbuch mit Emp-
fehlungen für die Zusammenarbeit 
gegen den Terrorismus bei olympi-
schen Spielen und anderen sportlichen 
Großveranstaltungen verabschiedet. In 
diesem wird die Einrichtung von stän-
digen Kontaktstellen in den Mitglied-
staaten und die Einsetzung von ad 
hoc- Verbindungsoffizieren, die bei 
den Veranstaltungen anwesend sind, 
vorgeschlagen. Weiter ist die Durch-
führung einer Gefahrenanalyse min-
destens sechs Monate vor der Veran-
staltung vorgesehen, sowie die Mög-
lichkeit, dass die Mitgliedstaaten 
Grenzkontrollen aus Sicherheitsgrün-
den wieder einführen können. Grie-
chenland arbeitet für die olympischen 
Spiele im Sommer bereits mit sieben 
Ländern für die Sicherheit und Vor-
beugung des Terrorismus zusammen 
(USA, Australien, GB, F, D, E, Isra-
el). Das Budget dafür wird mit mehr 
als 650 Millionen Euro beziffert. 
 

1.7.4 Rat "Justiz und Inneres", Brüssel, 
19.02.2004: Illegale Einwanderung 

 
Der Rat hat den Vorschlag der Kom-
mission über den Einsatz von 250 
Millionen Euro von 2004 bis 2008, 
um den Drittländern bei der Bekämp-
fung der illegalen Einwanderung zu 
helfen, angenommen. Das Programm 
für "technische und finanzielle Hilfe" 
sieht die Finanzierung von Projekten 
vor, die von Informationskampagnen 
über den Menschenhandel bis zum 
Kauf von Ausrüstung und Wohnungen 
reichen. Die finanziellen Mittel stehen 
sowohl öffentlichen Behörden wie den 
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internationalen Organisationen als 
auch den Regierungsorganisationen 
zur Verfügung.  

1.7.5 Europäisches Parlament: Aufent-
haltsrecht für Opfer des Menschen-
handels 

 
Das Europäische Parlament hat den 
Vorschlag für eine Richtlinie über die 
Erteilung von Aufenthaltstiteln für 
Drittstaatsangehörige angenommen, 
die Opfer des Menschenhandels sind 
oder denen Beihilfe zur illegalen Ein-
wanderung geleistet wurde und die 
mit den zuständigen Behörden koope-
rieren. Das Europäische Parlament hat 
in seinen Änderungsanträgen festge-
legt, dass Opfer des Menschenhandels 
eine dreißigtägige Bedenkzeit be-
kommen sollen um zu entscheiden, ob 
sie mit den Behörden des Aufenthalts-
staates zusammenarbeiten wollen. 
Außerdem muss eine kostenlose 
Rechtsberatung möglich sein. Weiter 
muss ihnen ein Rechts-mittel bei 
Nichtgewährung des Aufenthaltstitels 
eingeräumt sein. Die Angehörigen des 
Opfers sollen ein zeitlich begrenztes 
Bleiberecht haben.  
 

1.7.6 Europäisches Parlament: Europäi-
sche Agentur-Grenzkontrollen 
 
Das Europäische Parlament hat am  
9. März den Vorschlag für eine Ver-
ordnung des Rates zur Errichtung ei-
ner Europäischen Agentur für die ope-
rative Zusammenarbeit an den Au-
ßengrenzen angenommen. Ände-
rungsanträge gab es bezüglich der 
Aufgaben der Agentur. Die Koordi-
nierung der operativen Zusammenar-
beit der Mitgliedstaaten im Bereich 
der Abschiebung von illegalen Dritt-
staatsangehörigen soll nicht zu den 
Aufgaben der Agentur gehören. Wei-
ter soll die Notwendigkeit der Einrich-
tung einer europäischen Grenzschutz-
einheit geprüft werden. Die Kontroll-

befugnisse von Kommission und Par-
lament müssen gestärkt werden. Der 
Exekutivdirektor soll von der Kom-
mission ernannt werden und das Eu-
ropäische Parlament muss das Recht 
haben, diesen anzuhören. Der Rat ist 
aufgefordert, den Standort der Agen-
tur bis zum 31. Dezember 2004 fest-
zulegen. 
 

1.7.7 Europäisches Parlament: Aufent-
haltsrecht der Unionsbürger 
 
Das Europäische Parlament hat am  
10. März den Gemeinsamen Stand-
punkt des Rates im Hinblick auf den 
Erlass der Richtlinie über das Recht 
der Unionsbürger und ihrer Familien-
angehörigen angenommen, sich im 
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei 
zu bewegen und aufzuhalten. Damit 
kann die Richtlinie am 1. Juli 2005 in 
Kraft treten. Danach hat jeder Uni-
onsbürger ein Aufenthaltsrecht von 
mehr als drei Monaten in einem ande-
ren Mitgliedstaat, wenn er Arbeitneh-
mer ist oder für sich oder seine Fami-
lienangehörigen über ausreichende 
Existenzmittel verfügt oder im Auf-
nahmemitgliedstaat eine Ausbildung 
verfolgt. Dasselbe gilt auch für deren 
Familienangehörige. Um ein unbefris-
tetes Aufenthaltsrecht zu erhalten, 
müssen sich Familienmitglieder min-
destens fünf Jahre im Mitgliedstaat 
aufgehalten haben. 
 

1.7.8 Europäisches Parlament: Daten-
schutz bei USA-Flügen 
 
Das Europäische Parlament hat am  
9. März seinen Initiativbericht über 
die Durchführung der Datenschutz-
richtlinie angenommen. Die Richtlinie 
legt fest, dass der direkte, ohne ge-
richtliche Ermächtigung vorgenom-
mene Abruf der von Fluggesellschaf-
ten erhobenen Daten über Fluggäste 
durch US-Behörden eine schwere 
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Verletzung der Datenschutzvorschrif-
ten der EU darstellt. Nach Ansicht des 
Europäischen Parlaments ist die Rege-
lung der Privatsphäre in den USA 
nicht angemessen. Die Beurteilung der 
Angemessenheit des Schutzes perso-
nenbezogener Daten der Unionsbürger 
bei Übermittlung an einen Drittstaat 
soll nur nach Zustimmung des EP an-
genommen werden.  
 

1.7.9 Europäischer Rat, Brüssel, 25.-
26.03.2004: Terrorismus 
 
Der europäische Rat hat eine Erklä-
rung zum Kampf gegen den Terroris-
mus angenommen. Er erklärte den 11. 
März zum Europäischen Tag des Ge-
denkens an die Opfer des Terrorismus. 
Der europäische Rat drückte den Op-
fern der Terroranschläge in Madrid, 
ihren Familien und dem spanischen 
Volk sein Mitgefühl und seine Solida-
rität aus. Weiter wurde die symboli-
sche Annahme einer Solidaritätsklau-
sel und die Schaffung der Position ei-
nes Anti-Terrorismus-Koordinators, 
der mit 29. März seine Arbeit auf-
nimmt, entschieden. Über die Integra-
tion einer Informationsaustauschzelle 
zum Terrorismus innerhalb des Rates 
wird beim Europäischen Rat im Juni 
entschieden. Die Staats- und Regie-
rungschefs haben sich verpflichtet 
endlich die bestehenden Instrumente 
zu nutzen, die zum Großteil nach den 
Attentaten in New York am 11. Sep-
tember 2001 angenommen wurden. 
Die Mitgliedstaaten müssen die Zu-
sammenarbeit zwischen den Polizei-, 
Sicherheits- und Informationsdiensten 
auf nationaler Ebene sowie zwischen 
den Mitgliedstaaten verbessern. Be-
sonderes Augenmerk ist auf die Ar-
muts- und Elendsbekämpfung, den 
Wurzeln des Terrorismus, zu richten.  
 

1.8 GASP (Gemeinsame Außen- 
und Sicherheitspolitik) 
 
(umfasst Außenhandel, Außenhilfe, 
Außenpolitik, Entwicklung, Erweite-
rung, humanitäre Hilfe) 
EP-Ausschuss für auswärtige Angele-
genheiten, Menschenrechte, gemeinsa-
me Sicherheit und Verteidigungspolitik 
(AFET) 
RAT Allgemeine Angelegenheiten und 
Außenbeziehungen (einschließlich Eu-
ropäische Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik und Entwicklungszusam-
menarbeit) 

 

1.8.1 Rat "Allgemeine Angelegenheiten 
und Außenbeziehungen", Brüssel, 
26.01.2004: Entwicklungshilfe 
 
Der Rat hat Leitlinien angenommen, 
um die Wirksamkeit der Außenhilfe 
im Dienste der Millenniumsziele noch 
zu verbessern. Die Vorreiterrolle der 
EU im Sinne eines echten Multilater-
lismus muss durch eine bessere inter-
ne Koordinierung, eine bessere Sicht-
barkeit der Hilfe und einen echten Di-
alog mit den Partnern in den Entwick-
lungsländern und den Industrieländern 
verwirklicht werden. Die EU soll im 
Rahmen der Reform der UNO an ei-
ner wirksameren und besser koordi-
nierten Beobachtung der großen 
weltweiten Konferenzen arbeiten. 
Darüber hinaus muss die EU eine grö-
ßere Kohärenz zwischen den Handels- 
und Entwicklungspolitiken der UNO, 
der WTO und den Institutionen von 
Bretton Woods suchen.  
 
Der Rat forderte die Kommission auf, 
Vorschläge bezüglich Kriterien für die 
Bereitstellung von Mitteln vorzulegen, 
um die Effizienz der gesamten Au-
ßenhilfe der EU zu optimieren. Die  
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von der EU im Zusammenhang mit 
der Armutsbekämpfung eingegange-
nen Verpflichtungen müssen die ge-
samte Politik der EU leiten. Der Rat 
beschloss sich darum zu bemühen, im 
Jahr 2004 eine Erhöhung des Volu-
mens der für die Entwicklungshilfe 
zur Verfügung gestellten Mittel der 
EU-Mitgliedstaaten zu erzielen. 

1.8.2 Rat "Allgemeine Angelegenheiten 
und Außenbeziehungen", Brüssel, 
26.01.2004: Entschädigung von 
Flugpassagieren 

 
Der Rat hat die Verordnung über die 
Entschädigung und Unterstützung von 
Flugpassagieren bei Nichtmitnahme, 
verspäteten bzw. gestrichenen Flügen 
angenommen. 

1.8.3 Rat "Allgemeine Angelegenheiten 
und Außenbeziehungen", Brüssel, 
26.01.2004: Abgeordnetenstatut 

 
Der Rat hat den vom Europäischen 
Parlament ausgearbeiteten Statutsent-
wurf abgelehnt. Deutschland, Frank-
reich, Österreich und Schweden 
stimmten gegen den Entwurf, da sie 
die von den Abgeordneten geforderte 
Höhe der Bezüge (8.600 Euro) nicht 
billigten. 
 

1.8.4 Europäisches Parlament: Atomare 
Abrüstung 
 
Das Europäische Parlament erinnert in 
seinem Antrag vom 26. Februar daran, 
dass die vollständige Abrüstung ein 
Ziel der EU ist und der Vertrag über 
die Nichtverbreitung von Kernwaffen 
umgesetzt werden muss. Terroristen 
sollen daran gehindert werden, Zu-
gang zu Massenvernichtungswaffen 
zu erhalten. Rat und Kommission sind 
aufgefordert, die Erfahrungen von Eu-
ratom zu nutzen, um ein Programm 
zur Verhinderung der Verbreitung  
von nuklearem Material, Technologie 

und Know-how aufzustellen. Die USA 
sollen den Vertrag über das umfassen-
de Verbot von Nuklearversuchen rati-
fizieren. Die Abgeordneten begrüßen 
die Unterzeichnung des Zusatzproto-
kolls über Standards für Nuklearmate-
rial durch den Iran und die Absicht 
Libyens von Waffenprogrammen ab-
zusehen und bedingungslos Inspektio-
nen zuzulassen. 
 

1.8.5 Europäisches Parlament: Bevölke-
rung und Entwicklung 
 
Das Europäische Parlament hat am  
9. März seinen Initiativbericht über 
Bevölkerung und Entwicklung ange-
nommen. Danach soll das Aktions-
programm umgesetzt werden, das 
1994 von der UNO auf der Inter-
nationalen Konferenz über Bevölke-
rung und Entwicklung in Kairo verab-
schiedet wurde.  

 

1.8.6 Europäischer Rat, Brüssel, 25.-
26.03.2004: Zypern 

 
Der Rat bekräftigte erneut, dass er 
dem Beitritt eines vereinigten Zypern 
zur europäischen Union den Vorzug 
geben würde. Alle beteiligten Parteien 
sind nachdrücklich aufgefordert, in 
Zusammenarbeit mit den Regierungen 
Griechenlands und der Türkei weiter-
hin entschieden für einen erfolgrei-
chen Abschluss der Verhandlungen 
bis 1. Mai einzutreten. 
 

1.8.7 Europäischer Rat, Brüssel, 25.-
26.03.2004: Strategische Partner-
schaft der EU 
 
Der Europäische Rat begrüßte den 
vom Vorsitz, dem Generalsekretariat 
des Rates und der Kommission ausge-
arbeiteten Zwischenbericht über eine 
"Strategische Partnerschaft" der EU 
mit dem Mittelmeerraum sowie dem  
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Nahen und Mittleren Osten. Die Vor-
lage des endgültigen Berichts wird für 
den Europäischen Rat im Juni 2004 
erwartet. 

1.8.8 Europäischer Rat, Brüssel, 25.-
26.03.2004: Serbien und Monteneg-
ro / Kosovo 

 
Der Europäische Rat verurteilte die 
jüngsten Gewalttätigkeiten im Kosovo 
und die Angriffe auf die KFOR- 
Truppen und Einrichtungen der UN-
MIK. Die politischen  insbesondere 
die kosovoalbanischen Führer sind 
aufgerufen, ihrer Verantwortung ge-
recht zu werden. Die vorläufigen 
Selbstverwaltungsinstitutionen sollen 
Mittel bereitstellen, damit das beschä-
digte Eigentum rasch wieder-
hergestellt wird und die Binnen-
vertriebenen bald zurückkehren kön-
nen. Die politischen Führer des Koso-
vos müssen mit der UNMI und der 
KFOR eng zusammenarbeiten, damit 
der Schutz der Rechte der Angehöri-
gen aller Volksgruppen gewährleistet 
werden kann. Der Europäische Rat 
bekräftigte, dass die Europäische Uni-
on die Bemühungen des VN-
Generalsekretärs Harri Holkeri, der 
UNMIK und der KFOR bei ihren Be-
mühungen um eine Stabilisierung der 
Lage unterstützt. 

 

1.9 Gesundheitswesen (öffentliches) 
und Verbraucherschutz 
 
(umfasst auch Lebensmittelsicherheit) 
EP-Ausschuss für Umweltfragen, 
Volksgesundheit und Verbraucherpoli-
tik (ENVI) 
RAT Beschäftigung, Sozialpolitik, Ge-
sundheit und Verbraucherschutz 

 
 

1.9.1 Europäisches Parlament: Zulassung 
und Überwachung von Arzneimit-
teln 

 
Das Plenum des Europäischen Parla-
mentes hat am 17. Dezember dem 
Kompromiss über das sog. Arzneimit-
telpaket zugestimmt. Demnach ist eine 
Erweiterung der Liste der bisher vier 
Indikatoren (Krebs, Aids, Diabetes, 
Krankheiten wie Alzheimer) um Vi-
ruserkrankungen und  Immunschwä-
chen vorgesehen, für die alle neuen 
Wirkstoffe obligatorisch der zentralen 
Zulassung unterliegen. Sowohl dezen-
tral als auch zentral zugelassene Hu-
manarzneimittel unterliegen einem 
Unterlagenschutz von acht Jahren. Der 
Verwaltungsrat soll sich aus einem 
Vertreter je Mitgliedstaat und je zwei 
Vertretern der Kommission, des EP, 
von Patienten- und von Ärzteorganisa-
tionen zusammensetzen. Die Bewer-
tung von Arzneien sowie Warnungen 
bezüglich schwerer Nebenwirkungen 
sollen öffentlich zugänglich gemacht 
werden.  

 

1.9.2 Europäisches Parlament: Qualitäts- 
und Sicherheitsstandards für Ge-
webe- und Zellspenden 

 
Am 16. Dezember hat das Europäi-
sche Parlament strikte Standards für 
die Qualität und die Sicherheit für 
menschliche Gewebe und Zellen ver-
abschiedet. Parlament und Rat haben 
sich dahingehend geeinigt, dass die 
Mitgliedstaaten Anstrengungen unter-
nehmen sollen, um freiwillige und un-
entgeltliche Spenden von menschli-
chem Gewebe und Zellen zur Verfü-
gung zu stellen. Spender können eine 
Entschädigung erhalten, welche auf  
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die mit der Spende verbundenen Aus-
gaben und Unannehmlichkeiten be-
schränkt ist. Darüber hinaus sollen die 
Mitgliedstaaten sicherstellen, dass die 
Beschaffung von Gewebe und Zellen 
als solche auf nichtkommerzieller 
Grundlage erfolgt. Die Herkunft der 
Gewebe muss dokumentiert werden.  

 

1.9.3 Europäisches Parlament: Europäi-
sche Agentur gegen Epidemien 

 
Das Europäische Parlament hat am  
10. Februar  den Vorschlag der Kom-
mission zur Errichtung eines Europäi-
schen Zentrums für die Prävention 
und die Bekämpfung von Seuchen 
(Aids, SARS, Vogelgrippe, Bio-
Terrorismus) bis zum Jahr 2005 ange-
nommen. Die Agentur soll die natio-
nalen Behörden bei ihren Epidemie-
Eindämmungsversuchen unterstützen, 
die Forschung bündeln und für Kohä-
renz sorgen.  Für die ersten drei Jahre 
soll die Organisation 48 Mio. � erhal-
ten, mit 35 Mitarbeitern starten und 
zwei Jahre später 70 Mitarbeiter ha-
ben. 

 

1.9.4 Europäisches Parlament: Gesund-
heitsversorgung und Altenpflege 

 
Das Europäische Parlament hat am  
11. März seinen Initiativbericht über 
Gesundheitsversorgung und Alten-
pflege angenommen. Danach soll in 
diesem Bereich die Methode der offe-
nen Koordinierung Anwendung fin-
den. Die Mitgliedstaaten sind aufge-
fordert gemeinsam insbesondere drei 
grundsätzliche Ziele festzulegen: all-
gemeiner Zugang (unabhängig vom 
Einkommen oder Vermögen), hoch-
wertige Qualität und langfristige Fi-
nanzierbarkeit. Prävention und Ge-
sundheitsförderung sollen  den glei-
chen Stellenwert wie Behandlung und 
Rehabilitation haben. Weiter wird eine 
europäische Charta der Patientenrech-

te gefordert. Auch die Mitgliedstaaten 
sollen ein Patientengesetz verabschie-
den. Den Patienten muss die grenz-
überschreitende  Gesundheitsversor-
gung gewährleistet werden. 
 

1.10 Institutionelle Fragen 
 
EP-Ausschuss für konstitutionelle Fra-
gen (AFCO) 
RAT Allgemeine Angelegenheiten und 
Außenbeziehungen (einschließlich Eu-
ropäische Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik und Entwicklungszusam-
menarbeit) 

 

1.10.1 Europäisches Parlament: Arbeits-
programm der Kommission 2004  
 
Nach dem vom Europäischen Parla-
ment am 17. Dezember gefassten Be-
schluss, umfassen dessen politische 
Prioritäten für das Jahr 2004 den Bei-
tritt der zehn neuen Mitgliedstaaten, 
die Fortsetzung der Verhandlungen 
mit Rumänien und Bulgarien, den Be-
richt über die Lage in der Türkei und 
die Stellungnahme zum Beitrittsge-
such Kroatiens. Die nachhaltige Ent-
wicklung soll weiterhin eine der Prio-
ritäten für die Arbeit der Kommission 
darstellen. Weiter soll sich die Kom-
mission nach Ansicht des Europäi-
schen Parlamentes mit größerem 
Nachdruck mit der EUROSTAT-
Affäre befassen. Eine wichtige Her-
ausforderung stellen die Anpassung 
des institutionellen Rahmens für die 
Erweiterung der EU und die Fortset-
zung der Arbeiten an einer künftigen 
Verfassung für Europa dar. 
 

1.10.2 Europäischer Rat, Brüssel, 25.-
26.03.2004: Regierungskonferenz 
 
Der Europäische Rat bekräftigte seine 
Entschlossenheit, eine Einigung über 
den Verfassungsvertrag zu erzielen,  
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damit die Union den Erwartungen ih-
rer Bürger besser gerecht wird. Er be-
auftragte den irischen Vorsitz mit der 
Wiederaufnahme der Verfassungsver-
handlungen. Eine Einigung über den 
Verfassungsvertrag sollte spätestens 
auf der Tagung des Europäischen Ra-
tes am 17. Juni erzielt werden.  
 

1.11 Jugend und Sport 
 
EP-Ausschuss für Kultur, Jugend, Bil-
dung, Medien und Sport (CULT) 
RAT Bildung, Jugend und Kultur 

 

1.11.1 Europäisches Parlament: Europäi-
sche Jugendeinrichtungen 
 
Das Europäische Parlament hat am 10. 
März den gemeinsamen Standpunkt 
des Rates im Hinblick auf den Erlass 
des Beschlusses über ein Aktionspro-
gramm der Gemeinschaft zur Förde-
rung von auf europäischer Ebene im 
Jugendbereich tätigen Einrichtungen 
angenommen. Für das Programm ste-
hen 13 Mio. � an Finanzmittel zur 
Verfügung. Die Förderfähigkeit von 
Projekten soll rückwirkend mit 1. Ja-
nuar 2004 einsetzen. 
 

1.11.2 Europäische Kommission: Die 
Kommission hat ihre Vorstellungen 
für ein neues Jugend-Programm 
nach 2006 vorgelegt 
 
Die Kommission  im Rahmen einer 
Mitteilung ihre Vorstellungen für des 
zukünftigen Jugend-Programm für die 
Zeit ab 2007 vorgelegt. Das Pro-
gramm soll die Mittel bereitstellen, 
damit junge Menschen im Alter zwi-
schen 13 und 30 Jahren die Chancen 
der Zugehörigkeit zur Europäischen 
Union nützen können. Im Bemühen, 
das Programm laufend zu vereinfa-
chen, soll es grundsätzlich dezentral 
verwaltet werden. Angeboten werden 

Aktionen wie der Europäische Frei-
willigendienst mit dem Ziel der Ein-
bindung von bis zu 10.000 junger 
Menschen jährlich in Solidaritätsakti-
onen sowie die Aktion „Jugend für die 
Welt“ (Kooperationsmaßnahmen z. B. 
in benachbarten Ländern). 
 

1.12 Kultur 
 
EP-Ausschuss für Kultur, Jugend, Bil-
dung, Medien und Sport (CULT) 
RAT Bildung, Jugend und Kultur 

 

1.12.1 Rat "Bildung, Jugend und Kultur", 
Brüssel, 26.02.2004:  
 
Der Rat nahm seinen gemeinsamen 
Bericht mit der Kommission über die 
"allgemeine und berufliche Bildung 
2010" an. Schlüsselbotschaft dieses 
Berichts ist die Bedeutung der Investi-
tion in das Humankapital, damit die 
Zielsetzungen von Lissabon (siehe 
oben) verwirklicht werden können. 
Der Bericht betont daher die Dring-
lichkeit von Reformen im Bereich der 
Erziehungssysteme und des Bil-
dungswesens. 
 

1.12.2 Europäisches Parlament: Europäi-
sche Jugend 
 
Das Europäische Parlament hat am 26. 
Februar in seinem Initiativbericht zur 
Mitteilung der Kommission mit dem 
Titel "Folgemaßnahmen zum Weiß-
buch - Neuer Schwung für die Jugend 
Europas" festgehalten, dass ein neuer 
Rahmen für die europäische Jugend-
politik festgelegt werden muss. Parti-
zipation und Information müssen im 
Vordergrund stehen. Für eine bessere 
europäische Zusammenarbeit in der 
Jugendpolitik soll es eine entspre-
chende interinstitutionelle Vereinba-
rung, einen Artikel zur Jugendpolitik 
in der zukünftigen Verfassung und ein  
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Nachfolgeprogramm des Aktionsplans 
Jugend geben.  
 

1.12.3 Europäisches Parlament: Europa 
im Schulunterricht 
 
Das europäische Parlament hat am  
26. Februar seinen Initiativbericht ü-
ber die Rolle der Schulen und des 
Schulunterrichts bei der Förderung ei-
nes bestmöglichen Zugangs der Öf-
fentlichkeit zur Kultur angenommen. 
Jeder Schüler soll über Grundkennt-
nisse zum europäischen Integrations-
prozess verfügen und die Möglichkeit 
erhalten, neben seiner Muttersprache 
zwei weitere Sprachen zu lernen. 
Schüleraustausche und Sprachkurse 
im Ausland müssen von den Behörden 
in den Mitgliedstaaten und der EU 
verstärkt unterstützt werden. Die Ab-
geordneten bedauern, dass nur 17% 
der fünfzehnjährigen Schüler in der 
EU über die schulischen Grundkennt-
nisse verfügen, die dem OECD 
Durchschnitt entsprechen. Die Mit-
gliedstaaten sind daher aufgefordert, 
ihre Investitionen in die Humanres-
sourcen im Bereich der Erziehung zu 
verstärken. 
 

1.12.4 Europäisches Parlament: Kulturelle 
Einrichtungen 
 
Das Europäische Parlament hat am  
10. März den gemeinsamen Stand-
punkt des Rates über ein Aktionspro-
gramm zur Förderung europaweit täti-
ger kultureller Einrichtungen ange-
nommen. Mit der Maßgabe, dass die 
Förderfähigkeit von Projekten rück-
wirkend mit 1. Januar 2004 einsetzen 
soll.  
 
 
 

1.13 Landwirtschaft und Fischerei 
 
EP-Ausschuss für Landwirtschaft und 
ländliche Entwicklung (AGRI) 
RAT Landwirtschaft und Fischerei 

 

1.13.1 Koexistenz von Landwirtschaft mit 
und ohne GVO 
 
Nachdem mit Juni 2003 eine Kenn-
zeichnungspflicht für GVO (gentech-
nisch veränderte Organismen) enthal-
tende Lebensmittel ab einem Schwel-
lenwert von 0,9 % festgelegt worden 
ist, möchten die Abgeordneten die 
konventionellen Landwirte vor den 
Auswirkungen des Einsatzes der GVO 
schützen. Die Abgeordneten haben 
daher am 18. Dezember beschlossen, 
dass die Kommission einen Vorschlag 
zur gemeinschafts-weiten Haftung und 
Versicherung von möglichen finan-
ziellen Schäden in diesem Zusam-
menhang vorlegen soll. Die Haftungs-
ansprüche sollen auch das "in Ver-
kehr" bringen von GVO als solches 
umfassen.  
 

1.13.2 Ökologischer Landbau – GVO 
 
Der von 17. - 19. Dezember 2003 ta-
gende Landwirtschaftsrat war der 
Auffassung, dass man die Vereinbar-
keit zwischen der Erzeugung mittels 
GVO (gentechnisch veränderter Orga-
nismen) und biologischer Erzeugung 
untersuchen muss. Damit soll die un-
gewollte Verbreitung von GVO ver-
hindert werden. Österreich und Lu-
xemburg  unterstrichen die Notwen-
digkeit der Annahme von entspre-
chenden Bestimmungen und erklärten,  
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dass die Frage der Verantwortung im 
Fall von genetischer Verseuchung auf 
europäischer Ebene geregelt werden 
sollte. Die Kommission wurde aufge-
fordert bis Ende Mai 2004 einen Akti-
onsplan zum ökologischen Landbau 
vorzulegen. Die Kosten und Vorteile 
bezüglich der Einführung eines euro-
päischen Logos für alle biologisch er-
zeugten Produkte zu ermitteln. 
 

1.13.3 Europäisches Parlament: Stillle-
gungsverpflichtung – 2004/04 
 
Das Europäische Parlament hat am  
16. Dezember den Vorschlag der 
Kommission angenommen, die Still-
legungsverpflichtung für das Wirt-
schaftsjahr 2004/2005 von 10% auf 
5% zu reduzieren. 
 

1.13.4 Europäisches Parlament: Beihilfen-
Landwirtschaft 
 
Aufgrund einer eingehenden Untersu-
chung der Auswirkungen der neuen 
Agrarpolitik auf das Einkommen der 
Landwirte, äußerte sich das  Europäi-
sche Parlament in seinem Initiativbe-
richt vom 11. Februar kritisch zur ge-
planten Entkopplung der Beihilfen 
von der Produktion. Von 1995 bis 
2002 ist das durchschnittliche Ein-
kommen der Landwirte um  7% ge-
stiegen, die Zahl der Betriebe jedoch 
gesunken. Die Verteilung dieses 
Wachstums ist sehr ungleich. Von den 
Beihilfen profitieren vor allem größe-
re Betriebe. Das Europäische Parla-
ment forderte daher die Kommission 
auf, darauf zu achten, dass die natio-
nal differenzierte Anwendung der 
neuen Stützungsregelung die Einheit-
lichkeit und Wettbewerbsneutralität 
der gemeinsamen Agrarpolitik nicht 
gefährdet. Künftige Vorschläge zur 
Neuorientierung der entkoppelten 
Beihilfen hin zu einer Stützungsrege-
lung müssen sowohl die nachhaltige 

Flächenbewirtschaftung als auch die 
Tierhaltung gewährleisten.  
 

1.13.5 Europäisches Parlament: GMO für 
Flachs 
 
Das Europäische Parlament hat am  
10. Februar den Vorschlag für eine 
Verordnung des Rates zur Änderung 
der Verordnung (EG) Nr. 1673/2000 
über die gemeinsame Marktorganisa-
tion für Faserflachs und -hanf ange-
nommen. 
 
 

1.13.6 Europäisches Parlament: GMO für 
Schweinefleisch 
 
Das Europäische Parlament hat am  
10. Februar den Vorschlag für eine 
Verordnung des Rates über die ge-
meinsame Marktorganisation für 
Schweinefleisch (kodifizierte Fas-
sung) angenommen. 
 

1.13.7 Rat "Landwirtschaft und Fische-
rei", Brüssel, 17.-19.12.2003: Kenn-
zeichnung von Schafen 
 
Die EU-Landwirtschaftsminister ha-
ben eine Verordnung angenommen, 
durch die ein neues System zur Kenn-
zeichnung und Registrierung von 
Schafen und Ziegen eingeführt wird. 
Der neuen Regelung zufolge muss 
zwischen 2005 und 2008 eine doppel-
te Kennzeichnung eingeführt werden. 
Die elektronische Identifizierung wird 
ab dem 1.Jänner 2008 für Schafe und 
Ziegen in den Ländern, die einen 
Viehbestand von über 600.000 Tieren 
haben, obligatorisch sein. In den Län-
dern mit einem geringeren Viehbe-
stand gilt dies nur dann, wenn es sich 
um Tiere handelt, die für den Handel 
in der EU bestimmt sind.  
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1.13.8 Rat "Landwirtschaft und Fische-
rei", Brüssel, 17.-19.12.2003: Beihil-
fe im Saatgutbereich 

 
Der Rat hat die Verordnung mit dem 
Ziel, die gemeinschaftliche Beihilfe 
im Saatgutbereich bis 2004/05 zu ver-
längern, angenommen. 
 

1.13.9 Rat "Landwirtschaft und Fische-
rei", Brüssel, 17.-19.12.2003: Tier-
schutz beim Tiertransport 
 
Die Minister beschlossen, noch unter 
irischem Vorsitz Bestimmungen über 
die Verbesserung des Tierschutzes 
beim Tiertransport festzusetzen, so-
bald das EP seine Stellungnahme im 
Frühjahr 2004 abgegeben hat.  
Die Delegationen aus Belgien, Däne-
mark, Schweden, den Niederlanden 
und Österreich forderten die Einfüh-
rung geringerer Transportwege für le-
bende Tiere. Schweden und Dänemark 
sprachen sich für die Schlachtung in 
Zuchtortnähe aus.   
 

1.13.10Rat "Landwirtschaft und Fische-
rei", Brüssel, 24.02.2004: Bio-
Produkte 
 
Am 24. Februar hat der Rat die Ände-
rungen der Verordnung von 1991 über 
die Etikettierung und Kontrolle von 
Bio-Produkten angenommen. Dadurch 
ist ein besserer Schutz der mit Bio-
Produkten assoziierten Begriffe bzw. 
deren Diminutive "Bio" und "Öko" in 
allen Sprachen der Gemeinschaft 
möglich.  
Die wichtigsten Änderungen sind wie 
folgt: die wahlweise Verwendung des 
Begriffs "ökologisch" oder "biolo-
gisch" auf Deutsch, die Freistellung 
von Kontrollregelungen für jene Wirt-
schaftsbeteiligte, die ihre Produkte di-
rekt an den Endverbraucher verkau-
fen, die Möglichkeit der Durchfüh-
rung von Inspektionen unter der Ver-

antwortung der nationalen Regierun-
gen und der Änderung der Regelungen 
bis Juli 2005.  
 

1.13.11Rat "Landwirtschaft und Fische-
rei", Brüssel, 24.02.2004: Flachs 
und Hanf 
 
Der Rat hat am 24. Februar die Ver-
ordnung angenommen, die den Mit-
gliedstaaten die Möglichkeit der Ab-
weichung von der 7,5%-Grenze für 
Unreinheiten bei Flachs und Hanf ein-
räumt. Die Mitgliedstaaten können die 
Beihilfe der Gemeinschaft an Erzeu-
ger vergeben, die kurzfasrigen Flachs-
fasern mit Unreinheiten zwischen 7,5 
und 15% bzw. Hanffasern mit Un-
reinheiten zwischen 7,5 und 25% pro-
duzieren. 
 

1.13.12Europäisches Parlament: Oliven-
öl/Beihilfenentkoppelung 
 
Das Europäische Parlament hat am  
10. März den Vorschlag für eine Ver-
ordnung des Rates über die gemein-
same Marktorganisation für Olivenöl 
und Tafeloliven angenommen. Her-
steller und Verbraucher sollen durch 
eine Reihe von zusätzlichen Vor-
schriften zur Etikettierung von Oli-
venöl geschützt werden. Die Herstel-
lung von Mischungen aus Fetten und 
Olivenöl wird verboten. Den Begriff 
"Olivenöl" und Bilder, die an Oliven 
erinnern dürfen nicht auf Produkten 
mit verschiedenen Fetten verwendet 
werden. 
 

1.13.13Europäisches Parlament: Beihilfen 
für landwirtschaftliche Betriebe 
 
Das Europäische Parlament hat am  
10. März den Vorschlag für eine Än-
derung der Verordnung Nr. 1782/2003 
angenommen, mit gemeinsamen Re-
geln für Direktzahlungen im Rahmen 



 31

der Gemeinsamen Agrarpolitik und 
mit bestimmten Stützungsregelungen 
für Inhaber landwirtschaftlicher Be-
triebe. Änderungsanträge gab es da-
hingehend, dass die Abgeordneten die 
Sondermittel anerkannten Produzen-
tengruppen zugänglich machen wol-
len. Weiter sollen diejenigen Landwir-
te von den Beihilfen profitieren, die 
ihre Hopfenäcker zeitweilig oder dau-
erhaft brach liegen lassen. 
 

1.14 Umwelt 
 
EP-Ausschuss für Umweltfragen, 
Volksgesundheit und Verbraucherpoli-
tik (ENVI) 
RAT Umwelt 

 

1.14.1 Europäisches Parlament: Wasch- 
und Reinigungsmittel 
 
Das Plenum des Europäischen Parla-
mentes hat am 14. Jänner den Kom-
promiss hinsichtlich der Verordnung 
über Detergenzien, also Wasch- und 
Reinigungsmittel angenommen. Aus-
nahmen von der Anwendung der Ver-
ordnung zugunsten bestimmter Unter-
nehmen sind demnach nur in sehr eng 
umgrenzten Fällen möglich. Die Her-
steller müssen im Internet eine Liste 
aller Inhaltsstoffe mit Ausnahme der 
Angaben betreffend Gewichtsanteile, 
Bestandteile der Duftstoffe und ätheri-
scher Öle sowie Farbstoffe veröffent-
lichen. Enzyme, Desinfektionsmittel 
und auch Duftstoffe und optische 
Aufheller sind künftig etikettierungs-
pflichtig. Das EP forderte die Kom-
mission auf, innerhalb einer Dreijah-
resfrist, einen Gesetzgebungsvor-
schlag vorzulegen, der die Verwen-
dung von Phosphaten beschränkt.  
 
 

1.14.2 Europäisches Parlament: Umwelt-
schutz 
 
Das Europäische Parlament hat in sei-
nem Initiativbericht vom 10. Februar 
betreffend die Umsetzung der Richtli-
nie über die integrierte Vermeidung 
und Verminderung der Umweltver-
schmutzung beschlossen, dass Unter-
nehmen bei der Umsetzung der Ziele 
dieser Richtlinie weiter unterstützt 
werden müssen. Praktische Leitfäden 
sowie Verstärkung des Informations-
austausches zwischen den Mitglied-
staaten sollen dazu dienen. Die integ-
rierte Vermeidung und Verminderung 
der Umweltverschmutzung wird durch 
ein Genehmigungssystem für Anlagen 
erreicht. Die Betreiber von Anlagen 
sind verpflichtet, Vorsorgemaßnah-
men gegen Umweltverschmutzung zu 
treffen. Der Anwendungsbereich der 
Richtlinie soll auf Luftschadstoffe, die 
dem System des Emissionshandels un-
terliegen und auf Müllanlagen ausge-
dehnt werden. 
 

1.14.3 Rat "Umwelt", Brüssel, 22.12.2003: 
Kyoto 
 
Am Umweltministerrat am 22. De-
zember sprachen sich die Delegatio-
nen für eine schnelle Umsetzung des 
Protokolls von Kyoto betreffend den 
sauberen Entwicklungsmechanismus 
bis 2005 aus. 
 
Der italienische Vorsitz, Altero Mate-
oli erklärte sich überzeugt, dass Russ-
land das Protokoll von Kyoto ratifizie-
ren wird. Weiter verneinten der italie-
nische Vorsitz sowie die EU-
Kommissarin für Umwelt Margot 
Wallström diesbezüglich die Notwen-
digkeit einer Änderung der EU-Politk. 
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Der Rat der Energieminister, der eine 
Woche davor getagt hatte, sah die La-
ge jedoch anders und zog die Ratifika-
tion Russlands in Zweifel. Sollte dies 
tatsächlich der Fall sein, sprach sich 
Verkehrs- und Energiekommissarin 
Loyola de Palacio für mögliche Alter-
nativszenarien zum Kyoto-Protokoll 
aus. 
 
Die im Kyoto-Protokoll vorgesehenen 
Maßnahmen werden in Österreich ab 
2008 in Kraft treten. Der Richtlinien-
Vorschlag für ein europäisches Emis-
sionshandelssystem sieht die Imple-
mentierung des Emissionshandels in-
nerhalb der EU im Zeitraum 2005 – 
2007 vor, wobei ab 2005 bestimmte 
Unternehmen (z.B. Energiesektor) ih-
re Tätigkeit nur mit einer Genehmi-
gung nach der Emissionshandels-
Richtlinie betreiben werden dürfen. 
Ab 2008 soll es ein für alle betroffe-
nen Unternehmen obligatorisches Sys-
tem geben, wobei noch nicht feststeht, 
ob die Emissionszertifikate kosten-
pflichtig sein werden bzw. zu wel-
chem Preis sie zu erwerben sind.  
 

1.14.4 Rat "Umwelt", Brüssel, 02.03.2004: 
Kyoto/nachhaltige Entwicklung 
 
Der Rat hat Schlussfolgerungen zu 
den Zielsetzungen der Gemeinschaft 
für die kommenden Jahre zur Förde-
rung der umweltpolitischen Dimensi-
on des Lissabon-Prozesses angenom-
men. Danach sind besondere Anstren-
gungen in Bezug auf die Ratifizierung 
des Kyoto-Protokolls durch alle, die 
dies bisher noch nicht getan haben 
und dessen raschere Umsetzung zu 
unternehmen. Besonders notwendig 
ist eine Umkehrung der negativen 
Tendenzen die im Bereich Klimaver-
änderungen, Energie, Verkehr und der 
Abnahme der Artenvielfalt beobachtet 
wurden. Die Umweltanliegen müssen 
verstärkt in allen sektoriellen Politiken  

 
der  EU integriert werden. Und der 
nachhaltigen Entwicklungsstrategie 
der EU muss besondere  Bedeutung 
beigemessen werden. 
 

1.14.5 Rat "Umwelt", Brüssel, 02.03.2004: 
Transport von gefährlichen Abfäl-
len 
 
Der Rat hat einen gemeinsamen 
Standpunkt zum Vorschlag für eine 
Verordnung über die Verschärfung 
der Prüfverfahren bei Abfalltranspor-
ten innerhalb sowie nach und aus der 
EU angenommen. Damit soll das Ab-
kommen von Basel in Gemeinschafts-
recht umgesetzt werden. Danach dür-
fen die Mitgliedstaaten sich einem 
Abfalltransport widersetzen, um "Ö-
kodumping" bei der Behandlung die-
ser Abfälle zu vermeiden. Auf ge-
mischte "Grünabfälle" soll entweder 
die allgemeine OECD-Regel Anwen-
dung finden, der zufolge die Verbrin-
gung (mit Ausnahmen) erlaubt ist oder 
sie sind von vornherein als gefährlich 
einzustufen. Für Grünabfälle, die nicht 
legal verbracht wurden, sollten alle 
Beteiligten (Auftraggeber, Spediteur, 
Empfänger) zur Rechenschaft gezogen 
werden.   
 

1.14.6 Europäisches Parlament: Persisten-
te organische Schadstoffe 
 
Das Plenum des Europäischen Parla-
mentes hat am 26. Februar den Vor-
schlag für eine Verordnung zur Um-
setzung der wichtigsten Vorschriften 
des Stockholmer Übereinkommens 
über persistente organische Schadstof-
fe (POP) vom Mai 2001 angenom-
men. POP sind chemische Stoffe, die 
in der Umwelt verbleiben, sich über 
die Nahrungsmittelkette akkumulieren 
und eine Gefahr für die menschliche 
Gesundheit und die Umwelt darstel-
len. HCH, Lindan werden bis Ende  
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2007 verboten. Weiter das Recycling 
von Schadstoffen untersagt. Eine 
Ausnahmebestimmung für die Nut-
zung von DDT wurde abgelehnt. 
Beim Bau neuer Anlagen bei denen 
POP freigesetzt werden, sind die Mit-
gliedstaaten aufgefordert, alternative 
Techniken zu berücksichtigen, bei de-
nen die Bildung und Freisetzung von 
POP vermieden wird.  
 

1.14.7 Europäische Kommission: Kom-
mission legt Aktionsplan zur Ent-
wicklung und Verbreitung von 
Umwelttechnologien vor 
 
Die Kommission hat am 28. Jänner 
einen Aktionsplan verabschiedet, mit 
dem die Entwicklung und die 
Verbreitung von Umwelttechnolo-
gien unterstützt werden soll. Unter 
Umwelttechnologien sind alle 
Technologien zu verstehen, deren 
Nutzung weniger umweltbelastend ist 
als die einschlägigen Alternativen. 
Dazu zählen Technologien zur 
Bekämpfung der 
Umweltverschmutzung, weniger um-
weltbelastende und ressourcenintensi-
ve Produkte und Dienstleistungen und 
Strategien zur effizienteren Nutzung 
von Ressourcen. Konkret geht es etwa 
um Abfallmanagement, innovative 
Maßnahmen zur Reduzierung der 
Luftverschmutzung oder innovative 
Maßnahmen im Bereich der Wasser-
versorgung und Abwasserentsorgung. 
Diese Technologien können dazu bei-
tragen, Kosten zu senken und die 
Wettbewerbsfähigkeit zu erhöhen, da 
sie bei einer Senkung des Energie- 
und Ressourcenverbrauchs auch zu 
weniger Emissionen und Abfällen 
führen.   Der Aktionsplan sieht elf vorrangige 
Maßnahmen vor, die je nach Thema 
von der EU-Kommission selbst, den 
nationalen und regionalen Regierun-
gen oder der Industrie und anderen In-
teressengruppen umgesetzt werden 
sollen. Unterstützt werden For-

schungsvorhaben im Bereich von 
Umwelttechnologien, die Vermark-
tung der Forschungsergebnisse, Maß-
nahmen zur Verbesserung der Markt-
akzeptanz umweltfreundlicherer Pro-
dukte sowie der internationale Einsatz 
von Umwelttechnologien, beispiels-
weise in Entwicklungsländern.  
Die Schaffung von Technologieplatt-
formen in Bereichen wie Wasserstoff- 
und Brennstoffzellen, Photovoltaik, 
Wasserversorgung und Sanitärtechno-
logien sowie die Festlegung von Zie-
len für die Umweltleistung von Pro-
dukten und Dienstleistungen zählen zu 
den ausgewiesenen Prioritäten des 
Aktionsplans.  
 

1.14.8 Europäische Kommission: Die 
Kommission stellt ein Handbuch 
für EU-Fördergelder im Umweltbe-
reich bereit 
 
Die Generaldirektion für Umwelt der 
Europäischen Kommission hat auf ih-
rer Webseite im Internet ein Hand-
buch für Fördergelder im Umweltbe-
reich bereitgestellt. Diese, derzeit nur 
in englischer Sprache verfügbare Un-
terlage ist als praktische Anleitung für 
Fördermechanismen im Umweltbe-
reich gedacht und unter der Internet-
Adresse 
http://europa.eu.int/comm/environmen
t/funding/handbook_2004.pdf abruf-
bar.  
 

1.15 Verkehr 
 
EP-Ausschuss für Regionalpolitik, 
Verkehr und Fremdenverkehr (RETT) 
RAT Verkehr, Telekommunikation und 
Energie 

 

1.15.1 Ökopunkte 
 
Nachdem der Vermittlungsausschuss  
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zwischen Europäischem Parlament 
und Ministerrat Anfang Dezember 
2003 einen für Österreich äußerst un-
günstigen Kompromiss zur Verlänge-
rung des Ökopunteregimes angenom-
men hatte, wurde dieser noch vor Jah-
resende sowohl vom Plenum des Par-
laments als auch vom Ministerrat for-
mell abgesegnet. Die Veröffentli-
chung im Amtsblatt der EU erfolgte 
am 31. Dezember 2003 und trat am 
selben Tag in Kraft. Österreich wird 
durch die Verordnung 2327/2003 ver-
pflichtet, Transitfahrten mit Ökopunk-
ten zu versehen. Der bisher erzielte 
Steuerungseffekt fällt allerdings weg. 
Nunmehr fallen zahlenmäßig weniger 
LKW unter die Ökopunktepflicht, das 
Kontingent an Punkten wurde aber 
kaum reduziert. Da für die verblei-
benden LKW aus-reichend Ökopunkte 
zur Verfügung stehen, stellen die Ver-
gabe der Punkte und die Kontrolle ih-
rer Anwendung einen aus österreichi-
scher Sicht nutzlosen Verwaltungs-
aufwand dar.  
 
Für 2004 beläuft sich die Anzahl der 
verfügbaren Punkte auf 6.593.487, für 
2005 auf 6.246.462 und für 2006 auf 
5.899.436. 
 
Am 10.Februar hat das Europäische 
Parlament zudem die Ausdehnung des 
Ökopunktesystems auf die Republik 
Kroatien sowie auf die Ehemalige Ju-
goslawische Republik Mazedonien 
beschlossen. 
 

1.15.2 Europäisches Parlament: Fluggast-
entschädigung 
 
Das Europäische Parlament hat in sei-
ner Plenarsitzung vom 18. Dezember 
den Vorschlag des Vermittlungsaus-
schusses zur Entschädigung von Flug-
passagieren mit großer Mehrheit an-
genommen. Der Rat Allgemeine An-
gelegenheiten und Außenbeziehungen 

bestätigte den Kompromiss formell 
am 26. Jänner. 
Die Verordnung 261/2004 wurde am 
17. Februar im Amtsblatt L 46 der Eu-
ropäischen Gemeinschaft veröffent-
licht und wird am 17. Februar 2005 in 
Kraft treten. Durch sie werden Flug-
gästen aller Airlines, also auch von 
Billigfluglinien umfassende Rechte 
eingeräumt.  
Im Fall von Überbuchungen sind die 
Fluglinien gefordert, Passagiere zu 
finden, die freiwillig auf den Flug ver-
zichten, ehe die Fluglinien selbst dar-
über entscheiden, welche Passagiere 
nicht mitgenommen werden können. 
Passagieren, die den Flug nicht antre-
ten, stehen in jedem Fall folgende 
Entschädigungen zu: 250 Euro für ei-
nen Flug unter 1.500 km; 400 Euro für 
einen Flug innerhalb der Gemein-
schaft über 1.500 km und für alle an-
deren Flüge zwischen 1.500 und 3.500 
km; 600 Euro für alle anderen Flüge. 
Neben diesen Entschädigungszahlun-
gen erhalten die Fluggäste die Kosten 
für ihren Flug zurückerstattet oder ei-
nen anderen Flug, sowie Erfrischun-
gen, die Möglichkeit, in einem Re-
staurant zu essen und einen kostenlo-
sen Hotelaufenthalt, wenn der Flug 
auf den nächsten Tag verschoben 
wurde. 
 

1.15.3 Europäisches Parlament: Elektro-
nisches Mautsystem 
 
Das Europäische Parlament hat am  
18. Dezember den Kommissionsvor-
schlag zur Einführung eines elektroni-
schen Mautsystems in der EU im Jahr 
2005 abgeändert. Um das Funktionie-
ren des Systems zu gewährleisten, 
sollte es nicht vor dem 1. Jänner 2007 
beginnen.  
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1.15.4 Sicherheitsgurte in Reisebussen 
 
Die Abgeordneten haben am  
17. Dezember die Vorschläge der 
Kommission, die die verpflichtende 
Ausstattung bestimmter Neufahrzeuge 
(die ab Juli 2004 auf den Markt kom-
men) mit Sicherheitsgurten an allen 
Sitzen sowie obligatorische Sondersit-
ze für Kinder unter 3 Jahren in Privat-
fahrzeugen  zum Inhalt haben, ange-
nommen. Die Verpflichtung für Si-
cherheitsgurte soll nunmehr auch für 
Kleinbusse, Reisebusse und leichte 
Lastkraftwagen gelten. 
 
Änderungsanträge gab es betreffend 
Reisebusse mit seitlich ausgerichteten 
Sitzen. Die Kommission wurde aufge-
fordert diesbezüglich Tests über die 
Risiken für Passagiere durchzuführen. 
 

1.15.5 Europäisches Parlament: Einheitli-
cher europäischer Luftraum 
 
Das Europäische Parlament hat am  
29. Jänner dem Kompromiss zur eu-
ropäischen Luftraumüberwachung, 
bekannt unter dem Begriff "Single 
Sky", zugestimmt. 
 
Die Vereinbarung betrifft u.a. das 
Gleichgewicht zwischen ziviler und 
militärischer Nutzung, die Zusam-
menarbeit zwischen den verschiede-
nen Nutzern und die Schaffung von 
zeitlich und räumlich definierten Luft-
raumblöcken.  Diese Blöcke werden 
ausschließlich nach funktionalen An-
forderungen bestimmt und berücksich-
tigen daher nicht mehr die nationalen 
Grenzen. 
 
Weiter wurde die Einrichtung eines 
aus Vertretern der Industrie bestehen-
den Gremiums sowie eines Ausschus-
ses, bestehend aus Vertretern der Mit-
gliedstaaten beschlossen, das der Be-
ratung der Kommission dienen soll.  
 

1.15.6 Europäische Kommission: Europäi-
sche Kommission legt "drittes Ei-
senbahnpaket" vor 
 
Die Europäische Kommission hat An-
fang März ihr "drittes Eisenbahnpa-
ket" vorgelegt, in dem vorgesehen ist, 
den grenzüberschreitenden Schienen-
personenverkehr bis zum 1. Januar 
2010 dem Wettbewerb zu öffnen. Fer-
ner ist die Einführung eines Zertifikats 
für Triebfahrzeugführer, die in allen 
Ländern der Gemeinschaft gelten soll, 
die Ausdehnung der Rechte der Fahr-
gäste sowie die Verbesserung des in-
ternationalen Frachtverkehrs vorgese-
hen. Im Folgenden die Vorschläge des 
"Eisenbahnpaketes":  
 
Die Kommission schlägt vor, den 
grenzüberschreitenden Schienenper-
sonenverkehr bis zum 1. Januar 2010, 
einschließlich Kabotage, dem Wett-
bewerb zu öffnen. Somit können Ei-
senbahnunternehmen, die über die er-
forderliche Genehmigung und Sicher-
heitsbescheinigung verfügen, grenz-
überschreitende Verkehrsdienste in-
nerhalb der Gemeinschaft durchfüh-
ren, d.h. Fahrgäste an Bahnhöfen auf 
internationalen Strecken aufnehmen 
und absetzen, also auch zwischen 
zwei Bahnhöfen in demselben Mit-
gliedstaat befördern. Die Kommission 
ist der Ansicht, dass die Kabotage 
(Öffnung des grenzüber-schreitenden 
Schienengüterverkehrs auf den inlän-
dischen Güterverkehr) notwendig ist, 
damit realistische Bedingungen für die 
Entwicklung dieses Dienstleistungsbe-
reiches geschaffen werden können. 
Mitgliedstaaten haben jedoch die 
Möglichkeit dieses Zugangsrecht ein-
zuschränken, wenn der Schienenver-
kehr zwischen zwei Zielen Gegen- 
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stand eines öffentlichen Dienstleis-
tungsvertrages ist.  
 
Vorschlag für eine Verordnung über 
die Rechte und Pflichten von Reisen-
den des internationalen Schienenper-
sonenverkehrs: Für die Kommission 
ist die Lage der Rechte dieser Reisen-
den "oftmals heikel" und „die Eisen-
bahnunternehmen zeigen bisweilen 
die Tendenz, die Verantwortung wei-
terzugeben. Damit die Fahrgäste im 
Schienenverkehr die gleichen Rechte 
haben wie im Flugverkehr, schlägt die 
Kommission einen gemeinschaftli-
chen Rahmen vor, der Mindestrechte 
garantiert (wie der Zugang zu Infor-
mationen über Reisen und Preise), 
sowie ein Haftungssystem für Eisen-
bahnunternehmen bei Unfällen, Zwi-
schenfällen, Verspätungen oder An-
nullierungen. Sie definiert auch die 
Grenzen für Entschädigungszahlun-
gen:  
a) im Todesfall oder bei körperlichen 

Schäden besteht, wenn das Eisen-
bahnunternehmen verantwortlich 
ist, keine finanzielle Haftungs-
grenze. Ist das Eisenbahnunter-
nehmen für einen Unfall nicht ver-
antwortlich, haftet es dennoch bis 
zu einem Betrag in Höhe von 
220.000 Euro pro Fahrgast und 
muss demnach Entschädigungs-
zahlungen leisten. Über diesen Be-
trag hinaus haftet das Unterneh-
men für Schäden nicht, wenn es 
den Beweis erbringt, dass es nicht 
fahrlässig gehandelt hat oder kei-
nen schwer-wiegenden Fehler be-
gangen hat;  

b) bei Beschädigung des Handge-
päcks und des Gepäcks liegen die 
Entschädigungszahlungen zwi-
schen 1.300 und 1.800 Euro pro 
Fahrgast; 

c) bei Verspätung können die Fahr-
gäste Entschädigungszahlungen 
verlangen, die je nach Art der 
Fahrt und Dauer der Verspätung 
von 50 bis 100% des Fahrpreises 

reichen. Außerdem müssen die 
Fahrgäste kostenlos versorgt wer-
den (Erfrischungen, Telefonanru-
fe, Unterkunft). Der Vorschlag 
sieht auch Bestimmungen für Per-
sonen mit beschränkter Mobilität 
(wie die Pflicht, diesen Personen 
beim Aus- und Einsteigen aus/in 
den Zug zu helfen), für die Be-
schwerderechte und die Behand-
lung von Klagen vor. Daneben 
sind auch Pflichten für die Fahr-
gäste aufgeführt. 

 
Vorschlag für eine Verordnung über 
Ausgleichszahlungen im Falle der 
Nichteinhaltung der vertraglich ver-
einbarten Qualitätsanforderungen bei 
Güterverkehrsdienstleistungen: Die 
Kommission ist der Ansicht, dass der 
Güterverkehr mit mangelnder Qualität 
zu kämpfen hat. So sei der Anteil des 
Schienengüterverkehrs in Europa von 
21% im Jahre 1970 auf 7,7% im Jahr 
2001 gefallen. Es müsse daher eine 
Art "Mindestqualität" für den nationa-
len und internationalen Güterzugver-
kehr in der Gemeinschaft geben. Da-
her seien im Vorschlag verbindliche 
Minimalklauseln für Beförderungsver-
träge vorgesehen, auf deren Grundlage 
sich die betroffenen Seiten über Quali-
tätskriterien einigen müssen (Liefer-
zeit der Ware, Informationen bei Ver-
spätung), sowie über Ausgleichszah-
lungen bei Beschädigungen oder bei 
Verlust der Ware, bei Verspätung oder 
Ausfall eines Zuges (verursacht durch 
Eisenbahngesellschaft oder Kunden) 
sowie über ein Kontrollsystem. Bei 
Verstoß gegen diese Verpflichtungen 
werden die Verträge als nichtig be-
trachtet (Haftungsfreistellungen der 
Vertragsparteien zum Beispiel bei hö-
herer Gewalt sind vorgesehen). Den 
Vertragspartnern bleibt die vorherige 
Festlegung der zu zahlenden Aus-
gleichsbeträge selbst überlassen, im 
Vorschlag werden lediglich die Ober- 
bzw. Untergrenzen festgelegt. 
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Richtlinienvorschlag zur Zertifizie-
rung des Bordpersonals, das die Füh-
rung von Lokomotiven und von Zügen 
auf dem Eisenbahnnetz der Gemein-
schaft gewährleistet: Um die Eisen-
bahnsicherheit und die Mobilität der 
Zugführer in der Gemeinschaft zu 
verbessern, sieht der Richtlinienvor-
schlag vor, eine "allgemeine" Lizenz 
einzuführen, die für jeden Fahrer aus-
gestellt wird, der bestimmte Kriterien 
erfüllt (Alter, medizinische Eignung, 
Berufserfahrung, Sprachkenntnisse), 
und die in der ganzen Gemeinschaft 
anerkannt wird, sowie "spezifische" 
Zertifikate, die durch das Eisenbahn-
unternehmen ausgestellt werden, das 
den Zugführer gemäß seinen eigenen 
Kompetenzen einsetzt (hinsichtlich 
des verwendeten Materials, der Infra-
struktur oder der Strecke).  

1.15.7 Europäisches Parlament: Transeu-
ropäisches Verkehrsnetz 
 
Das Europäische Parlament hat am  
11. März den Vorschlag für die Ände-
rung der gemeinschaftlichen Leitlinien 
für den Aufbau eines transeuropäi-
schen Verkehrsnetzes angenommen. 
Das Plenum unterstützt die Einfüh-
rung von Seeautobahnen zur Be-
schleunigung des zwischen-staatlichen 
Seeverkehrs. Die transeuropäischen 
Verkehrsvorhaben müssen Priorität 
haben. Weiter fordern die Abgeordne-
ten im Rahmen des Mitentschei-
dungsverfahrens bei der Ernennung 
eines europäischen Koordinators so-
wie betreffend das Quick-Start-
Programm beteiligt zu werden. 
 
Das Parlament hat in seinem Bericht 
zur Änderung der Leitlinien für die 
Transeuropäischen Netze (TEN) auch 
die Liste der von der EU geförderten 
TEN unter anderem um zahlreiche ös-
terreichische Strecken erweitert. Neu 
hinzugekommen sind der Semmering-
Basistunnel, die Summerauer-Bahn, 
die Bahnstrecken Prag-Linz-Laibach, 

Prag-Budweis-Linz sowie die Achsen 
Linz-Graz-Laibach-Zagreb und die 
gesamte Südbahnstrecke Wien-Graz-
Laibach/Villach-Koper-Triest. Zudem 
wurde die Förderung des Ausbaus der 
Verbindung Lyon-Triest-Laibach über 
Ungarn bis an die ukrainische Grenze 
sowie um den Streckenabschnitt über 
Marburg und Graz erweitert. Das Eu-
ropaparlament entscheidet in dieser 
Frage gemeinsam mit dem Rat. Bei 
Projekten der TEN-Prioritätenliste 
kann Brüssel bis zu 20 Prozent der 
Kosten übernehmen.  
 

1.16 Wirtschafts-, Regional- und 
Wettbewerbspolitik 
 
EP-Ausschuss für Regionalpolitik, 
Verkehr und Fremdenverkehr (RETT) 
RAT Wirtschaft und Finanzen (ein-
schließlich Haushalt (ECOFIN)) 

 

1.16.1 Europäisches Parlament: Öffentli-
che Aufträge 
 
Das Europäische Parlament hat am  
29. Jänner den Kompromiss zu zwei 
Richtlinien im Bereich des öffentli-
chen Auftragswesens angenommen. 
Die Richtlinien stützen sich auf das 
Prinzip, dass das wirtschaftlich güns-
tigste Angebot den Zuschlag erhalten 
muss. Die Behörden dürfen jedoch 
Umwelt- und Sozialkriterien, die mit 
dem Gegenstand des Vertrages in in-
haltlicher Verbindung stehen müssen, 
einfließen lassen. Dadurch soll die 
Anwendung der Förderung von Be-
hinderten und die Gleichstellung als 
Vergabekriterium ermöglicht werden. 
Weiter müssen die Ausschreibungen 
Kontaktmöglichkeiten sowie bei 
Dienstleistungs- und Arbeitsverträgen, 
Hinweise auf die allgemeinen steuer-
lichen, umwelt- und arbeitsrechtlichen 
Rahmenbedingungen enthalten.  
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1.16.2 Europäisches Parlament: Freie Be-
rufe – Dienstleistungsfreiheit 
 
Das Europäische Parlament hat am  
11. Februar den Vorschlag der Kom-
mission für eine Richtlinie angenom-
men, die die grenzüberschreitende Be-
rufsausübung für alle freien Berufe 
neu regelt. Änderungsanträge gab es 
hinsichtlich der einem besonderen 
System der beruflichen Haftpflicht un-
terliegenden Dienstleister. Diese sol-
len dem Disziplinar-recht des auf-
nehmenden Staates unterliegen. Wei-
ter wurde beschlossen, dass die Be-
rufsbezeichnung des Herkunftsstaats 
in die Sprache des aufnehmenden 
Staats übersetzt und geführt werden 
muss. Das Europäische Parlament 
lehnte den Vorschlag der Kommission  
betreffend die Abgrenzung der vorü-
bergehenden Ausübung einer Tätig-
keit von der dauerhaften Niederlas-
sung ab. Danach wäre eine Tätigkeit 
vorübergehend wenn sie nicht länger 
als 16 Wochen dauert. Änderungsan-
träge gab es auch zum Nachweis der 
Berufsqualifikation. Die Berufsquali-
fikation soll auch durch eine Teilzeit-
ausbildung entsprechender Dauer (U-
niversität, Hochschule, aber auch an-
derer Ausbildungseinrichtung) erfol-
gen können. 

1.16.3 Europäisches Parlament: Schutz 
der Rechte aus geistigem Eigentum 
 
Das Europäische Parlament hat am  
9. März den Vorschlag für eine Richt-
linie über die Maßnahmen und Ver-
fahren zum Schutz der Rechte an geis-
tigem Eigentum angenommen. Durch 
diese Richtlinie sollen die unter-
schiedlichen nationalen Rechtsvor-

schriften über Maßnahmen zur Durch-
setzung der Rechte aus geistigem Ei-
gentum harmonisiert werden. Die 
Schaffung eines allgemeinen Rahmen 
für den Informationsaustausch zwi-
schen den zuständigen nationalen Be-
hörden soll zur Bekämpfung der Fäl-
schung und Piraterie im Binnenmarkt 
beitragen. Davon betroffen sind vor 
allem Software, Spielzeug, CDs, e-
lektronisch gespeicherte Musik und 
Arzneimittel. Die Abgeordneten ha-
ben in ihren Änderungsanträgen u.a. 
beschlossen, dass die Maßnahmen der 
Richtlinie nur bei in gewerblichem 
Ausmaß vorgenommenen Rechtsver-
letzungen angewandt werden müssen. 
 

1.16.4 Europäisches Parlament: Lebens-
mittelkontrollen 
 
Das Europäische Parlament hat am  
9. März den Vorschlag für eine Ver-
ordnung des Europäischen Parlaments 
und des Rates über amtliche Futter- 
und Lebensmittelkontrollen ange-
nommen. Ziel ist die Kodifizierung 
der Rechtsakte betreffend das Tierfut-
ter, die Etikettierung und die Überwa-
chung der Importe aus Drittländern 
sowie der dazugehörigen Strafbe-
stimmungen. Änderungsanträge gab 
es hinsichtlich der Möglichkeit von ad 
hoc Kontrollen, die sich auch auf den 
Tierschutz erstrecken können. Die 
Verordnung soll im Januar 2006 in 
Kraft treten. 
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2 HINTERGRUNDINFORMATIONEN UND POSITIONEN 
DER LANDESREGIERUNG ZU AUSGEWÄHLTEN THE-
MEN 

 

2.1 Weiterentwicklung der EU-
Regionalpolitik nach 2006; 
Position des Landes Steier-
mark 
Die Diskussion über die Reform der 
EU-Regionalpolitik ist seit geraumer 
Zeit im Gange. Im Bereiche des 
Landes Steiermark sind die mit stra-
tegischen Koordinierungs- und Ab-
wicklungsaufgaben betrauten Dienst-
stellen seit über zwei Jahren in einem 
laufenden Diskussionsprozess. 

Die Überlegungen, die sich daraus 
ergaben, wurden auf Beamtenebene  

 

in eine Länderexpertengruppe einge-
bracht, die auf steirische Initiative im 
Jahre 2002 von der Landesamtsdi-
rektorenkonferenz eingesetzt wurde. 
Diese Expertengruppe schloss im 
Februar 2003 ihre Arbeiten ab und 
verabschiedete eine Position der Ös-
terreichischen Bundesländer, die von 
der Landeshauptleutekonferenz be-
schlossen wurde. 

Gegenstand der Diskussion war zu 
diesem Zeitpunkt nicht nur, wie die 
künftige EU-Regionalpolitik nach 
2006 gestaltet werden sollte, sondern 
vor allem auch, ob sie sich in den 
bisherigen Mitgliedsstaaten über-
haupt – und wenn ja, zu welchem 
Zwecke - engagieren sollte. 

Von der Steiermark wurde in diesem 
Zusammenhang – unterstützt von 
Kärnten und dem Burgenland – vor 
allem das Argument eingebracht, 
dass die EU-Regionalpolitik entlang 
der bisherigen Außengrenze zu den 
neuen Mitgliedsstaaten einen wichti-
gen Beitrag zum Erfolg der EU- 

 
Erweiterung leisten könne und müs-
se. Vor allem wurde mit allem 
Nachdruck gefordert, dass es zu ei-
ner Nachfolgeregelung zum derzeiti-
gen Ziel 2 kommen muss und dass 
die INTERREG Förderungen erhal-
ten bleiben müssen. Zu diesem Zeit-
punkt der Diskussion stand eine Re-
duzierung der künftigen EU-
Interventionen in der Regionalpolitik 
nur auf Ziel 1 Gebiete im Raum. Die 
Europäische Kommission ist diesen 
Argumenten in ihren ersten Vor-
schlägen einer EU-Regionalpolitik 
nach 2006 durchaus gefolgt. 

Die Europäische Kommission hat in 
jüngster Zeit Einigung über zwei we-
sentliche Säulen für die Reform der 
EU-Regionalpolitik erzielt. 

Am 10. Februar wurde die Mittei-
lung  über die nächste finanzielle 
Vorausschau für die Jahre 2007 – 
2013 angenommen. Die endgültige 
Entscheidung über das EU-Budget 
des nächsten Planungszeitraumes 
werden die Mitgliedstaaten voraus-
sichtlich im Laufe des Jahres 2005 
treffen. Diese Mitteilung bietet je-
doch bereits einen Überblick über 
den finanziellen Rahmen  der künfti-
gen EU-Regionalpolitik. 

Am 18. Februar hat die Kommission 
den 3. Kohäsionsbericht angenom-
men. Dieser gibt einen Überblick ü-
ber die wirtschaftlichen Disparitäten 
in den verschiedenen Mitgliedstaaten 
und Regionen der EU unter Einbe-
ziehung der 10 neuen Mitgliedstaa-
ten und dient als Ausgangsbasis für 
die Strukturpolitik 2007 – 2013. 

Angesichts dieser Entwicklung muss 
die Position der österreichischen 
Bundesländer einer Überprüfung un 
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terzogen werden. Eine Länderexper-
tenkonferenz wird dies in den nächs-
ten Wochen nach Beauftragung 
durch die Landesamtsdirektoren tun. 

Im einzelnen wird kurz auf die neuen 
Rahmenbedingungen eingegangen: 

 
I. Der Finanzrahmen 
Die Europäische Kommission hat in 
ihre Mitteilung über die nächste fi-
nanzielle Vorausschau, in der von 
einer auf 27 Mitglieder erweiterten 
EU ausgegangen wird, ein Budget 
von 143,1 Milliarden Euro an Zah-
lungsermächtigungen im Jahr 2013 
(das heißt 1,15% des Bruttonational-
einkommens (BNE) der EU zu die-
sem Datum) vor-gesehen. Für den 
gesamten Zeitraum 2007-2013 wür-
de das Budget im Durchschnitt 
1,14% des BNE der EU in Zahlungs-
ermächtigungen entsprechen und lä-
ge somit weit unterhalb der derzeit 
gültigen Obergrenze der Eigenmittel 
von 1,24% des BNE. 

Die Beschlüsse des Europäischen 
Rates von Brüssel aus 2002 zur Fi-
nanzierung der Agrarpolitik wurde 
dabei unverändert übernommen. (O-
rientierungsleitlinie für die Mittel-
verteilung waren die Beschlüsse der 
Europäischen Räte von Lissabon und 
Göteborg, also die Verbesserung der 
Wettbewerbsfähigkeit der EU im 
globalen Kontext sowie die Nachhal-
tigkeit der Entwicklung. Weiter ent-
spricht die Wahrnehmung von Auf-
gaben im Bereich Justiz und Inneres 
den Wünschen vieler Bürger.) 

Konkret legt die Europäische Kom-
mission die im Folgenden angeführ-
ten Zahlen vor:  

Bei einem für 2013 vorgesehenen 
Budget von 158,45 Mrd. �� an� Ver-
pflichtungsermächtigungen� (120,688�
Mrd.��� im�Jahr�2006)�entfallen�auf�
die�einzelnen�Politikbereiche�folgen-
de�Summen:�

• Erhaltung� und� Verwaltung� natürli-
cher�Ressourcen,�Agrarfonds:�56,015�
Mrd.��� im�Jahr�2006� im�Vergleich� zu�
57,805�Mrd.���im�Jahr�2013.�Während�
die�Agrarausgaben�zu� Beginn�des�Pla-
nungszeitraumes� 37%� des� Gesamtbud-
gets� ausmachen,� würden� sie� am� Ende�
auf�nur�noch�26%�des�Gesamthaushalts�
reduziert.�

• Wettbewerbsfähigkeit�für�Wachstum�
und� Beschäftigung:� 8,791� Mrd.��� im�
Jahr� 2006� im� Vergleich� zu� 25,825�
Mrd.��� im�Jahr�2013.�Im�Bereich�For-
schung,� Entwicklung� und� Beschäfti-
gung� ist� die� Verschiebung� der� Ausga-
benrelationen� mit� einem� Anstieg� von�
212%�innerhalb�von�7�Jahren�am�deut-
lichsten.� Mit� Aktionen� in� diesem� Be-
reich� soll� vor� allem� die� Lissabon-
Agenda� umgesetzt� werden� und� die�
Wettbewerbsfähigkeit�Europas�wesent-
lich�verbessert�werden.�

• Kohäsionspolitik:� 38,791� Mrd.� ��
2006�im�Vergleich�zu�50,96�Mrd.���im�
Jahr� 2013.� Mit� diesen� Mitteln� werden�
die�Ziele�der�derzeitigen�Regionalpoli-
tik� verwirklicht,� der� Solidaritätsfonds�
wird�in�diesen�Topf�integriert.�

• Staatsbürgerschaft,� Freiheit,� Sicher-
heit�und�Recht:�1,381�Mrd.���im�Jahr�
2006� im�Vergleich�zu�3,62�Mrd.��� im�
Jahr� 2013,� was� eine� Steigerung� um�
182%�bedeutet.�

• Die� EU� als� globaler� Partner:� 11,232�
Mrd.��� im�Jahr�2006� im�Vergleich� zu�
15,74�Mrd.��� im�Jahr�2013,� auch�hier�
ist� eine� Ausgabensteigerung� von� 38%�
zu�verzeichnen.��

Zum�Zeitplan�ist�zu�sagen,�dass�mit�der�
Veröffentlichung� der� Mitteilung� im�
Februar� � sowohl� dem� Europäischen�
Parlament,�als�auch�dem�Rat�Zeit�gege-
ben�werden�soll,�sich�mit�der�finanziel-
len�Vorausschau�auseinander�zu�setzen,�
noch� ehe� die� Kommission� ihren� end-
gültigen�Budgetplan�präsentiert.��

Der� Legislativvorschlag� soll� Mitte� des�
Jahres�erfolgen,�die�endgültige�Ent�
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scheidung� wird� jedoch� erst� die� erwei-
terte�Kommission� im�Winter�2004� fäl-
len.�In�der�ersten�Jahreshälfte�2005�soll�
die� Finanzvorschau� dann� von� Rat� und�
Parlament�angenommen�werden,�wobei�
zu� beachten� ist,� dass� im� Rat� Einstim-
migkeit�erforderlich�ist.�

Allerdings� ist� in� diesem� Zusammen-
hang� auf�den�Brief�von� 6�Nettozahler-
staaten,� darunter� auch� Österreich,� hin-
zuweisen,� in� welchen� im� Dezember�
2003�ein�Plafond�von�1%�des�BIP� ge-
fordert�wurde.��

Eine�derartige�Beschränkung�des� Bud-
get� würde� bei� Beibehaltung� der� Be-
schlüsse� von� Brüssel� 2002� (Landwirt-
schaft)�zu�einer�dramatischen�Redukti-
on� der� Mittel� für� die� Regionalpolitik�
führen�und� für�die�Steiermark�vermut-
lich�einen�völligen�Wegfall�von�Mitteln�
aus�der�EU-Regionalpolitik�bedeuten.��

�

II.�Der�3.�Kohäsionsbericht�
Der�nunmehr�3.�Kohäsionsbericht�vom�
18.� Februar� zeigt� die� weiterhin� beste-
henden� Entwicklungsunterschiede� in-
nerhalb�der�EU�auf.� Trotz�des�Wachs-
tums,� das� in� den� Kohäsionsländern�
verzeichnet� wurde,� ist� das� BIP� pro�
Einwohner� in� Griechenland� oder� Por-
tugal� um� 30%� niedriger� als� � im� ge-
meinschaftlichen�Durchschnitt.�Da�sich�
diese�Ungleichheiten�in�Bezug�auf�Ein-
kommen� und� Beschäftigung� mit� dem�
Beitritt�der�neuen�Mitgliedstaaten�noch�
vergrößern,� folgert� die� Kommission� in�
der� Zusammenfassung� dieses� Berich-
tes,�dass�die�Kohäsionspolitik�nachhal-
tig� -� auch� in� der� EU� 15� -� fortgesetzt�
werden�muss.�

92%� der� Bevölkerung� der� neuen� Mit-
gliedstaaten� leben� in� Regionen,� deren�
durchschnittliches� BIP� pro� Einwohner�
niedriger� liegt� als� die� Schwelle� von�
75%� des� durchschnittlichen� BIP� der�
EU� pro� Einwohner.� Unter� Berücksich-
tigung� � des� Beitritts� Bulgariens� und�
Rumäniens� wird� sich� die� Bevölkerung�

der�EU,�die�unterhalb�der�Schwelle�von�
75%�liegt,�verdoppeln�und�von�74�Mil-
lionen�Personen�auf�ungefähr�155�Mil-
lionen�steigen.�

In�den�Ziel�1�Regionen�wuchs�das�BIP�
pro� Kopf� zwischen� 1994� und� 2001� im�
Durchschnitt�real�um�fast�3�%�pro�Jahr,�
während�es�in�den�übrigen�Gebiete�we-
niger� als� 2%� waren.� Die� Beschäfti-
gungsrate� ist� in� den� Kohäsionsländern�
insgesamt�gestiegen,�wobei�die�Verän-
derungen� in� Griechenland� und� in� Por-
tugal�viel�weniger�ausgeprägt�waren�als�
in�Irland�und�Spanien.��

Die�Wettbewerbsfähigkeit�hat�sich�ins-
gesamt� verbessert,� aber� die� Arbeitslo-
sigkeit� blieb� in� einigen� Gebieten,� wie�
beispielsweise� in� den� neuen� deutschen�
Ländern,��auf�einem�hohen�Niveau,��in�
Süditalien�hatten�im�Jahr�2002�nur�43%�
der�Bevölkerung� im�arbeitsfähigen�Al-
ter� einen� Arbeitsplatz.� Das� Wachstum�
und�die�Produktivität� sind� auch� in�den�
Regionen� schwach� geblieben,� deren�
BIP� pro� Einwohner� die� Schwelle� von�
75%� des� gemeinschaftlichen� Durch-
schnittes�kaum�überschreitet.��

Da� diese� Regionen� auch� nach� der� Er-
weiterung� genau� dieselben� Struktur-
schwächen� haben� werden,� gibt� es� un-
bestreitbare� Gründe,� ein� gewisses�
Hilfsniveau� aufrechtzuerhalten.� Trotz�
dieser� mäßigen� Bilanz� der� Kohäsions-
bemühungen� wird� der� "Mehrwert"� der�
Strukturpolitik� herausgestellt.� Gemäß�
der� Analyse� der� Kommission� begüns-
tigten� die� strukturellen� Eingriffe� das�
Wachstum� des� Handels� zwischen� den�
Kohäsionsländern� und� dem� Rest� der�
EU.� "Aus� einigen� Zahlen� geht� hervor,�
dass� durchschnittlich� ein� Viertel� der�
Ausgaben� in� Form� von� höheren� Ein-
fuhren� insbesondere� von� Maschinen�
und�Ausrüstung�in�den�Rest�der�EU�zu-
rückfließen".� Deutschland� habe� von�
dieser�Entwicklung�in�den�beitretenden�
Ländern� besonders� stark� profitiert,� da�
die� BRD� 45%� der� aus� der� EU� stam-
menden�und�von�diesen�Ländern�einge�
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führten� Maschinen� und� Ausrüstungs-
gegenständen�liefert.�

�
III.�Die�Regionalpolitik��
�������2007�-�2013�
Auf� den� Ergebnissen� des� 3.� Kohäsi-
onsberichts� aufbauend� sind� folgende�
Tendenzen� für� die� künftige� Regional-
politik�erkennbar.�336�Mrd.���sollen�für�
die�Strukturpolitik�in�der�Periode�2007�
–� 2013� verwendet� werden.� Das� ent-
spricht�0,41�%�des�BIP.�

Drei�Schwerpunkte�werden�definiert:�

1.�Konvergenz�

78%� der� Mittel� sollen� für� die� Unter-
stützung� des� Wachstums� und� der� Be-
schäftigung� in� den� Regionen� mit� Auf-
holbedarf� verwendet� werden.� Das� be-
zieht� sich�sowohl�auf�Regionen� in�den�
neuen� Mitgliedstaaten,� die� unterhalb�
der� 75%-Marke� des� durchschnittlichen�
BIPs�der�EU� liegen� (Ziel�1),�wie� auch�
auf�jene�ca.�zwanzig�Regionen,�die�aus�
statistischen� Gründen� nach� der� Erwei-
terung� über� der� 75%-Marke� liegen�
werden�(Ziel�1a).�Bei� letzteren�soll�die�
Mittelzuteilung�degressiv�von�85%�auf�
60%�des�Ziel�1�Niveaus�verlaufen.�

Die� Auswahl� der� betreffenden� Regio-
nen� wird� 2005� auf� der� Grundlage� der�
Statistiken� eines� dreijährigen� Berech-
nungszeitraumes�erfolgen.�

�

2.�Wettbewerbsfähigkeit�

18%� der� Mittel� werden� für� ein� neues�
Ziel� 2� veranschlagt.� Dieses� ersetzt� die�
heutigen� Ziele� 2� (regionale� Wettbe-
werbsfähigkeit)�und�3�(Beschäftigung).�
Unter� Bezugnahme� auf� die� Lissabon-�
und�Göteborg-Agenda�werden� in� einer�
Art�Menu�folgende�Schwerpunkte�vor-
geschlagen:��

1)� Anpassungsfähigkeit� der� Beschäf-
tigten,� Arbeitskräfteangebot� und�
benachteiligte� Personen� (auf� natio-
naler�Ebene)��

2)� Innovation� und� wissensbasierte�
Wirtschaft;�

3)� Zugänglichkeit� und� Leistungen� der�
Daseinsvorsorge;�

4)� Umwelt�und�Risikoprävention�(alle�
auf� regionaler� Ebene).� Auf� eine�
kleinräumige� Gebietsabgrenzung�
wird�in�Zukunft�verzichtet.��

Das� Finanzierungsvolumen� pro� Mit-
gliedstaat�wird�vom�BIP/Kopf,�der�Ar-
beitslosigkeit� und� der� Bevölkerungs-
dichte�abhängen.��

Unter� dieses� Ziel� werden� auch� jene�
Regionen� fallen,� die� aufgrund� ihrer�
wirtschaftlichen� Entwicklung� aus� Ziel�
1�ausscheiden.�Für�diese�wird�ein�höhe-
rer� Pro� Kopf� Fördersatz� veranschlagt�
werden.��

3.�Zusammenarbeit�

Schließlich� werden� 4%� des� Finanzie-
rungsvolumens� für� die� territoriale� Zu-
sammenarbeit� in� Europa� vorgesehen.�
Die� Mittel� für� Interreg� werden� dabei�
nahezu� verdoppelt.� Zur� vereinfachten�
Abwicklung� soll� ein� neuer� Rechtsrah-
men�entwickelt�werden.�

Die� Vorschläge� für� die� Rechtstexte�
betreffend� die� Strukturfonds� werden�
Mitte� 2004,� voraussichtlich� im� Juni�
veröffentlicht� werden.� Ein� Abschluss�
der� Verhandlung� soll� noch� vor� Ende�
2005� erfolgen� damit� die� Programmie-
rung� im� Laufe� des� Jahres� 2006� abge-
schlossen� werden� kann.� Der� vorge-
schlagene� Finanzrahmen� ist� allerdings�
Voraussetzung�für�die�Realisierung�der�
Überlegungen� der� Europäischen� Kom-
mission.�

�

IV.�Schlussfolgerungen�
Durch� Beschlüsse� der� Steiermärki-
schen� Landesregierung� und� des�
Landtages� wurden� folgende� steiri-
sche�Forderungen�festgelegt:�
1.� Die� Regional-� und� Strukturpolitik�

muss�–�wie�das�die�Vorschläge�der��
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2.� Europäischen� Kommission� vorse-
hen�-�auch�in�Zukunft�eine�gemein-
same� Aufgabe� von� Mitgliedstaaten�
(auf�nationaler�und�regionaler�Ebe-
ne)� und� Europäischer� Union� sein.�
Eine�Renationalisierung�wird�abge-
lehnt!�

3.� Die�geplante�Nachfolgeregelung�für�
das� jetzige� Ziel� 2� und� der� INTER-
REG�Programme�ist�ungeachtet�der�
Fortführung� der� Konzentration� der�
EU-Regionalpolitik� auf� Regionen�
mit�Entwicklungsrückstand�(Ziel�1)�
unabdingbar.��

4.� Die� direkte� oder� indirekte� Forde-
rung�nach�einer�Reduktion�der�Mit-
tel� für� die� Regionalpolitik� auf� Eu-
ropäischer�Ebene�ist�abzulehnen.��

5.� Der� geplante� Wegfall� der� klein-
räumigen� �Gebietsabgrenzung�wird�
ausdrücklich� begrüßt.� Regional-�
und� Strukturpolitik� erfordern� den-
noch�einen�räumlichen�Ansatz,�dem�
allerdings� die� Entwicklung� einer�
Gesamtregion� unter� Einbeziehung�
der�Zentralräume�zugrunde�liegt.��

6.� Zur� Erreichung� einer� größt-
möglichen�Flexibilität�erscheint�der�
von�der�Europäischen�Kommission�
vorgeschlagene� Ansatz� von� thema-
tischen� Schwerpunkten� als� best-
mögliche� Lösung.� Inwieweit� sie�
durch� regionale� Komponenten� er-
gänzt� werden� sollte,� wird� die� Dis-
kussion� ergeben.� Jedenfalls� aber�
wird� eine�Ausweitung�der� themati-
schen� Schwerpunkte� um� den� Be-
reich� der� Stärkung� des� endogenen�
Potentials� (integrierte� regionale�
Entwicklung�und� regionale�Betreu-
ungsstrukturen)�gefordert.�

7.� Die�Mittelverteilung�auf�die�Regio-
nalförderungsgebiete�auf�Ebene�der�
NUTS� III-Regionen� soll� an� Hand�
von� objektiv� nachvollziehbaren�
Kriterien� erfolgen.� Gebiete� mit�
wirtschaftlichen� und� sozialen�
Strukturschwächen� sollen� schwer-
punktmäßig�berücksichtigt�werden.�

8.� Die�Ziel�1-Gebiete�sollen�auch�wei-
terhin�auf�Ebene�von�NUTS�II�nach�
dem� bestehenden� Abgrenzungskri-
terium� (75%� des� BIP/EW� der� EU)�
bestimmt�werden.��

9.� Der� geplante� Schwerpunkt� für� die�
territoriale� Zusammenarbeit� in� Eu-
ropa� (Aufwertung� der� Gemein-
schaftsinitiative�INTERREG�als�In-
strument� für� grenzüberschreitende�
Zusammenarbeit)�wird�begrüßt.�Ein�
besonderer� Schwerpunkt� sollte� da-
bei� auf� der� Kooperation� zwischen�
den� alten� und� neuen� Mitgliedstaa-
ten�liegen.�

10.�Die� Bemühungen� zur� Vereinfa-
chung� der� Programmverwaltung�
und� Programmabwicklung� sind� zu�
verstärken.� Als� Eckpunkte� sind� zu�
nennen:�

• der� rechtzeitige� Start� der�
neuen�Programme�

• die� Beibehaltung� der� Pro-
grammlaufzeit�

• schlanke� Strukturen� und�
klare�Verantwortlichkeiten�

• klare� Festlegung� der� Zu-
ständigkeiten�auf�EU-,�nati-
onaler�und�regionaler�Ebene�
für� alle� Ebenen� der� Pro-
grammabwicklung� unter�
dem� Blickpunkt� der� Subsi-
diarität� und� Stärkung� der�
regionalen�Strukturen��

11.�Im� Bereich� der� Finanzkontrolle� ist�
die� Verhältnismäßigkeit� von� Auf-
wand� und� Nutzen� (auch� in� Bezug�
auf� Programm-� und� Projektgröße)�
stärker�zu�berücksichtigen.�

12.�LEADER+� soll� nach� Darstellung�
der� EK� in� die� Agrarpolitik� unter�
Garantiefondsbestimmungen� integ-
riert� werden.� Damit� wäre� eine� in-
tegrierte� Entwicklung� des� ländli-
chen� Raums� im� bisherigen� Sinn�
(sektorübergreifend)� praktisch� aus-
geschlossen.� Es� müssen� daher� für�
diesen�Bereich�gemeinsame��
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13.�Lösungen� -� auch� mit� dem� Agrar-
sektor�-��erarbeitet�werden.�

14.�Im�Rahmen�des�EU-Beihilfenrechts�
sollten� übermäßige� Differenzen� an�
zulässigen� Förderobergrenzen� zwi-

schen� benachbarten� Regionen� ver-
mieden�werden.�

�
Diese�steirische�Position�hat�in�der�
Zwischenzeit�bereits�Eingang�in�die�
gemeinsame�Position�der�Österrei-
chischen�Bundesländer�gefunden.

�


